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Zukunft der Verwaltungsliegenschaften des Landkreises Gießen ab 2030 

 

Beschluss-Antrag: 

1. Der Kreistag beschließt den Umzug der Kreisverwaltung von den 

Liegenschaften „Riversplatz 1 – 9, Gießen“, „An der Automeile 18, 

Gießen“, „Bachweg 1, Gießen“ und „Ursulum 18b, Gießen“ an den 

künftigen Standort Liebigstraße 14, 35390 Gießen (vom Investor als 

Projekt „Liebig-Quartier“ bezeichnet). Als Grundlage dieses Umzugs 

mietet der Landkreis für die Dauer von mindestens 20 Jahren bis zum 

31.12.2049 (zuzüglich zweier Verlängerungsoptionen von je 5 Jahren 

sowie darüber hinaus automatischer Verlängerung um jeweils zwei Jahre 

mit Kündigungsvorbehalt) Räumlichkeiten in dieser Liegenschaft an. 

2. Der Kreistag beschließt, dieser Anmietung den dieser Beschlussvorlage 

als Anlage beigefügten Mietvertragsentwurf zugrunde zu legen, der das 

Ergebnis des Investorenwettbewerbs und der anschließenden 

Verhandlungen abbildet und nach dem Wirtschaftlichkeitsvergleich die 

für den Landkreis günstigste Lösung darstellt. Der Kreisausschuss wird 

beauftragt, auf dieser Grundlage die Mietverträge mit der jeweiligen 

Eigentümer- bzw. Projektgesellschaft (Alte Post Gießen GmbH & Co. KG 

sowie Liebig Quartier GmbH & Co. KG) der Vermieterseite abschlussreif 

zu verhandeln und abzuschließen, einschließlich der noch ausstehenden 

Abstimmung auf die einzelnen Gebäude der Liegenschaft, einer 

abschließenden Regelung zur Anmietung von Stellplätzen sowie aller zur 

Umsetzung erforderlichen Neben- und Sicherungsabreden. 

 

 

Begründung: 

1. Grundlagen 

Der Landkreis Gießen unterhält seinen Hauptstandort aktuell in den angemieteten 

Liegenschaften am Riversplatz 1-9 in Gießen. Zusätzlich existieren drei angemietete 

Nebenstandorte: „An der Automeile 18“, „Bachweg 1“ und „Ursulum 18b“, in Gießen. 

Zum Stichtag 31. Dezember 2029 enden sämtliche Mietverträge. Für drei von 

insgesamt elf der angemieteten Gebäude bestehen keine vertraglichen 

Verlängerungsoptionen, sodass sich eine Handlungsnotwendigkeit für den Landkreis 

ergibt. Der Landkreis muss deshalb entscheiden, wo und unter welchen 

Bedingungen die Kreisverwaltung ab dem Jahr 2030 arbeitet. Das gleichzeitige 

Auslaufen der Mietverträge eröffnet die Möglichkeit, den Immobilienbestand der 

Kreisverwaltung zu konsolidieren und die im Beschlusstext genannten 

Verwaltungsliegenschaften an zentraler Stelle zu bündeln. Durch Bündelung an 

zentraler Stelle wird es den Bürgerinnen und Bürgern künftig ermöglicht, die 



- 2 - 

 

/3 

Kreisverwaltung aus allen Bereichen des Landkreises Gießen gut mit dem ÖPNV und 

dem Auto zu erreichen. Darüber hinaus bietet es die Chance, bestehende Defizite, 

etwa in Bezug auf fehlende Büro- und Besprechungsräume sowie in Bezug auf 

Barrierefreiheit, Arbeitsschutz, Trennung zwischen öffentlichen, halböffentlichen 

und internen Bereichen, Flexibilität der Büronutzung und Eignung für zeitgemäße 

und zukunftsfähige Bürokonzepte zu beheben und damit die Arbeitsbedingungen 

für die Beschäftigten der Kreisverwaltung an die aktuellen Anforderungen 

anzupassen. Der Handlungsbedarf folgt somit nicht allein aus den auslaufenden 

Mietverträgen, sondern auch aus der aktuellen Bestandssituation der 

Kreisverwaltung. Die zuvor genannten und weiter unten in der Vorlage 

konkretisierten Defizite der Bestandsliegenschaften bestehen unabhängig von der 

Standortfrage und wären auch bei einem Verbleib in den aktuell angemieteten 

Liegenschaften zu beheben.  

Aufgrund der notwendigen Vorlaufzeiten für Planung, Genehmigung, Bau und 

Umzug ist mit Blick auf die auslaufenden Mietverträge ein rechtzeitiges Handeln 

erforderlich. Eine Entscheidung erst kurz vor Vertragsende würde den Landkreis in 

eine ungünstige Verhandlungsposition drängen und faktisch nur die Verlängerung 

der bestehenden Mietverträge als Handlungsoption zulassen. 

Die Entscheidung ist auch unter Rahmenbedingungen zu treffen, die sich gegenüber 

der Entstehungszeit der heutigen Standorte teilweise grundlegend gewandelt haben: 

Fortschreitende Digitalisierung, veränderte Anforderungen an den Arbeitsplatz und 

ein zunehmender Fachkräftemangel prägen die Verwaltungsarbeit tiefgreifend. Ein 

Verwaltungsgebäude, das allein den heutigen Zustand abbildet, wäre bereits beim 

Bezug im Jahr 2030 überholt. Maßstab kann daher nicht sein, wie die 

Kreisverwaltung heute arbeitet, sondern wie sie im Jahr 2030 und in den Jahren 

danach arbeiten wird. Vor diesem Hintergrund muss der Fokus klar auf die Frage 

gerichtet werden, wie die Kreisverwaltung in der Zukunft gut funktioniert, um für die 

Bürgerinnen und Bürger zuverlässig die Servicedienstleistungen zu erfüllen. 

Ein besonderes Gewicht im Rahmen der Entscheidungsfindung kommt der 

Wirtschaftlichkeit, bezogen auf die Anmietung und den Gebäudebetrieb, zu. Jede 

Lösung muss in Anbetracht der Haushaltslage des Landkreises wirtschaftlich 

vertretbar sein und die angemieteten Flächen müssen effizient genutzt werden.  

Die Entscheidung über den künftigen Standort der Kreisverwaltung erfordert daher 

eine besonders sorgfältige Abwägung auf Basis eines ergebnisoffenen, 

wettbewerblichen Verfahrens, eines Wirtschaftlichkeitsvergleichs und einer 

Gegenüberstellung von Kosten und langfristigem Nutzen für Bürgerinnen und 

Bürger sowie für die Beschäftigten der Kreisverwaltung. Ausschlaggebend ist das 

über die gesamte Vertragslaufzeit beste Verhältnis von Kosten, Qualität und 

Zukunftsfähigkeit des Standortes. 

 

2. Zielbild: Wie die Kreisverwaltung ab 2030 arbeitet (Arbeitsplatzkonzept)  

a) Vorgehensweise 

Um den beschriebenen Anforderungen gerecht zu werden, entwickelte der Landkreis 

ein zukunftsorientiertes Verwaltungskonzept für rund 900 Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter, das die funktionalen Anforderungen an Büro- und Nebenflächen nach 

dem Ansatz eines tätigkeitsorientierten Arbeitsplatzkonzeptes beschreibt. 

Seit Mitte 2024 untersuchte, strukturierte und bereitete eine verwaltungsinterne 

Lenkungsgruppe mit externer Unterstützung vor, wie die Kreisverwaltung künftig 
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räumlich aufgestellt sein soll. In der Lenkungsgruppe vertreten waren die 

Verwaltungsleitung, die Personalvertretung und verschiedene Beschäftigte mit 

Querschnittsfunktionen für die Gesamtverwaltung. Im Mittelpunkt stand die 

Definition der Anforderungen an eine moderne, bürger- und mitarbeiterfreundliche 

Verwaltung für die Jahre 2030 ff., insbesondere die Entwicklung räumlicher 

Standards und eines zukunftsfähigen Raumprogramms. 

Die einzelnen Organisationseinheiten der Kreisverwaltung waren in diesen Prozess 

über die Lenkungsgruppe und durch die sog. Multiplikatorinnen und 

Multiplikatoren, die für jede Organisationseinheit bestimmt wurden, eingebunden. 

Im Juli 2024 fand ein Auftaktgespräch mit den Multiplikatorinnen und 

Multiplikatoren aus den Organisationseinheiten statt, dem ab Ende August 2024 

eine Workshopreihe folgte. In insgesamt sieben Nutzerworkshops mit 

Multiplikatorinnen und Multiplikatoren aus allen 35 Organisationseinheiten der 

Kreisverwaltung wurden die Ergebnisse der Bedarfsumfrage validiert und Synergien 

sowie sinnvolle Raumnutzungen identifiziert. Ergänzend floss eine breite Befragung 

zu Anwesenheit, Kommunikation, Bürgerkontaktfrequenz und Archivbedarf in die 

Konzeption ein. Diese Daten bilden die Grundlage für die entwickelte Desk-Sharing-

Quote. 

Zu berücksichtigen waren dabei die funktionalen Anforderungen der einzelnen 

Organisationseinheiten sowie die Vorgaben des Arbeits- und Gesundheitsschutzes 

sowie der Barrierefreiheit. Eine zentrale Frage war, wie viele Arbeitsplätze künftig 

zwingend in Einzel-, Doppel- oder Mehrpersonenbüros vorgehalten werden müssen. 

Hierbei waren die Auswirkungen von Homeoffice und Telearbeit ebenso zu 

berücksichtigen wie der Umstand, dass nicht alle Mitarbeitenden einen festen, 

personalisierten Arbeitsplatz benötigen oder über einen Arbeitsplatz in 

Außenliegenschaften verfügen. 

Das Projekt wurde zweiphasig angelegt: In einer ersten Projektphase wurden die 

Grundlagen für die weitere Planung ermittelt mit einem Fokus auf der Analyse der 

Ausgangssituation, der Bedarfsfeststellung sowie der Ergebnisse der Workshops mit 

den Multiplikatorinnen und Multiplikatoren sowie den Mitgliedern der 

Lenkungsgruppe. Ziel war die Festlegung der erforderlichen räumlichen 

Rahmenbedingungen und des Raum- und Funktionsprogramms für die 

Kreisverwaltung ab dem Jahr 2030. In einer zweiten Projektphase erfolgte eine 

ergebnisoffene Untersuchung, welche Realisierungsoption für die in Phase eins 

definierten Rahmenbedingungen wirtschaftlich und büroorganisatorisch am 

sinnvollsten sind. Hierbei wurden eine Potentialstudie der Bestandsgebäude, eine 

Bedarfsdeckungsplanung sowie eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung mit einer 

Nutzwertanalyse erstellt. 

Zur Begleitung dieses zweiphasigen Projekts führte der Landkreis Gießen ein 

Vergabeverfahren durchgeführt, in dessen Rahmen die Firma Drees & Sommer SE, 

Standort Frankfurt, durch Beschluss des Kreisausschusses den Projektauftrag erhielt. 

Die Kosten für die externe Projektbegleitung belaufen sich aktuell auf rund 258.000 

Euro.  

 

b) Die Handlungsfelder des Arbeitsplatzkonzeptes 

Das Arbeitsplatzkonzept beschreibt, wie Arbeiten in der Kreisverwaltung ab 2030 

aussehen soll, und basiert auf den folgenden fünf Handlungsfeldern: 
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Arbeitsumgebung  

Zukunftsfähige, flexibel nutzbare Büroflächen entstehen mit klarer 3-Zonen-Struktur 

(öffentlich, halböffentlich, intern) und tätigkeitsorientierten Bürolandschaften statt 

starrer Zellenbüros. 

Prozesse und Organisation  

Ein Desk-Sharing-Konzept löst die feste Zuordnung von Arbeitsplätzen ab. 

Organisationseinheiten werden nach Zusammenarbeits- und Erreichbarkeitsbedarf 

verortet. Papierakten werden deutlich reduziert. 

Arbeitskultur  

Die Arbeit vor Ort bleibt zentraler Ankerpunkt für Austausch, ergänzt um mobiles 

Arbeiten. Führungskräfte leben das Konzept vor. Hierarchien zeigen sich nicht mehr 

in Raumgröße oder -ausstattung. 

Identität und Gestaltung  

Aufenthaltsqualität baut Barrieren für Bürgerinnen und Bürger ab und erhöht die  

Mitarbeiterzufriedenheit. Ein vielfältiges und flexibles Raumangebot stärkt die 

Identifikation mit dem und die Attraktivität als Arbeitgeber. 

Standort  

Die Einzel-Standorte werden zu einer zentralen und barrierefreien Anlaufstelle mit 

Begegnungsflächen für Bürgerinnen, Bürger und Beschäftigte konsolidiert. 

 

c) Desk-Sharing und Drei-Zonen-Prinzip 

Beim tätigkeitsorientierten Arbeiten wählt jede Mitarbeiterin und jeder Mitarbeiter 

den Arbeitsort, der zur jeweiligen Aufgabenerledigung passt, statt einen fest 

zugewiesenen Schreibtisch zu nutzen. Jede Organisationseinheit behält einen festen 

Heimatbereich, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter können aber je nach Tätigkeit 

flexibel zwischen Arbeitsplätzen wählen, die optimal auf ihre Tätigkeit abgestimmt 

sind (z.B. Basis-Arbeitsplätze für konzentrierte Routinearbeit, Fokusräume für 

vertrauliche Gespräche, Kommunikations- und Kollaborationsflächen für Austausch 

und Projektarbeit, Beratungsräume für den Bürgerkontakt sowie Aufenthaltsbereiche 

mit Teeküchen). Mit diesem Arbeitsplatzkonzept können zwei Ziele erreicht werden: 

Die Kreisverwaltung benötigt durch effiziente Nutzung künftig weniger Flächen, 

gleichzeitig können die Arbeitsbedingungen für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

an die tatsächlichen Bedarfe angepasst und dadurch verbessert werden. 

Grundlage für das Desk-Sharing-Modell ist ein Basis-Sharing-Faktor von 0,75 

Arbeitsplätzen pro Mitarbeiter. Dieser wird aus den ermittelten Abwesenheiten, der 

Nutzung von mobilem Arbeiten und den unterschiedlichen Nutzertypen abgeleitet. 

Ausgangsgrundlage für die Berechnung der Sharing-Quote sind 900 Beschäftigte am 

Standort Riversplatz und an den Nebenstandorten. Für die Berechnung der Sharing-

Quote wurden mehrere Faktoren berücksichtigt und gewichtet. Zunächst die 

allgemeine Abwesenheit durch Urlaub, Elternzeit, Weiterbildung und Krankenstand, 

die erfahrungsgemäß zwischen 10 und 20 Prozent je Beschäftigten beträgt. Einen 

weiteren Effekt liefert die tatsächliche Ausprägung des mobilen Arbeitens. Die 

Multiplikatoren-Umfrage in den Organisationseinheiten ergab eine durchschnittliche 

Anwesenheit in den Liegenschaften von aktuell rund 82 Prozent. Demnach bleiben 

rund 18 Prozent aller Arbeitsplätze zeitweise oder häufig ungenutzt. Ergänzend 

wirken sich Teamtage und der Beschäftigungsgrad auf die Verteilung der 
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Anwesenheit aus. Teamtage führen zu einer Präsenz von Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern einzelner Organisationseinheiten von etwa 90 Prozent. Ein hoher Antei l  

an Teilzeitbeschäftigten mit einem Beschäftigungsgrad über 0,7 verstärkt zudem die 

Gleichzeitigkeit der Anwesenheit. Einen eigenständigen Effekt liefert die Betrachtung 

der Nutzertypen: Etwa 40 Prozent der Beschäftigten wurden in den Workshops 

bereits aktuell als flexible, mobile Nutzertypen ohne Bedarf an einem festen, 

persönlich zugewiesenen Arbeitsplatz identifiziert. Hinzu kommt, dass nur knapp 

die Hälfte der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter regelmäßigen Bürgerkontakt hat und 

damit nicht durchgehend an einen festen, publikumsnahen Arbeitsplatz gebunden 

sind. Der letzte Effekt ergibt sich aus der Anwendung der bestehenden 

Dienstvereinbarung zur Tele-Heimarbeit. Diese erlaubt bis zu vier Tage mobiles 

Arbeiten pro Woche. In der Praxis wird jedoch meist nur ein Tag Homeoffice 

genutzt, obwohl rund 45 Prozent der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter laut Umfrage 

aufgrund ihrer Tätigkeit häufiger im Homeoffice arbeiten könnten und wollen. Bei 

der Berechnung wurde zudem beachtet, dass Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit 

sehr hoher Anwesenheit oder mit arbeitsplatzspezifischen Besonderheiten (z.B. 

spezielle Ausstattung u.a. aufgrund einer Schwerbehinderung) für die Berechnung 

des Sharing-Faktors unberücksichtigt bleiben.  

In der Summe führen diese Effekte zu einem Basis-Sharing-Faktor von 0,75 

Arbeitsplätzen pro Mitarbeiterin/Mitarbeiter. Bezogen auf 900 Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter ergibt sich daraus ein Bedarf von insgesamt 675 Arbeitsplätzen. 

Das Drei-Zonen-Prinzip schließlich trennt öffentliche Bereiche (Empfang, 

Bürgerdialog), halböffentliche Bereiche (Beratung nach Terminvereinbarung) und 

interne Bereiche (Büroarbeit ohne Bürgerkontakt). Damit können nicht nur die 

aktuellen Sicherheitsanforderungen für öffentliche Verwaltungen umgesetzt werden, 

sondern es können auch Vertraulichkeit und eine klare Orientierung für 

Besucherinnen und Besucher gewährleistet werden. 

 

d) Nutzen des Arbeitsplatzkonzepts für die Kreisverwaltung 

Die Arbeit in der Kreisverwaltung hat sich in den vergangenen Jahren verändert und 

begegnet heute neuen Anforderungen. Zur Entscheidung steht deshalb die Frage, ob 

die bereits eingetretenen Veränderungen auch räumlich abgebildet und in Form des 

erarbeiteten Arbeitsplatzkonzeptes umgesetzt werden können. Dabei ist die 

Umsetzung des dargestellten Arbeitsplatzkonzeptes unabhängig von einer neuen 

Liegenschaft zu sehen, da sich auch bei einem Verbleib an den bestehenden 

Standorten die Raumsituation verändern müsste. Zu beachten ist hierbei jedoch, 

dass ein flächeneffizientes, tätigkeitsorientiertes Arbeitsplatzkonzept nicht in 

klassischen Einzel- und Doppelbürostrukturen funktionieren kann, sodass Desk-

Sharing im aktuellen Gebäudebestand an Grenzen stößt. Das erarbeitete 

Arbeitsplatzkonzept entspricht den heutigen Anforderungen an die Arbeit in einer 

Verwaltung und wurde datenbasiert sowie unter Einbeziehung der 

Nutzeranforderungen aus 35 Organisationseinheiten erarbeitet. Das 

Arbeitsplatzkonzept ist dabei kein Selbstzweck, sondern eng v erbunden mit 

konkreten Mehrwerten: 

Flächen- und Kosteneffizienz 

Nur rund 82 % der Arbeitsplätze sind heute durchgehend belegt. 18 % bleiben 

häufig ungenutzt. Ein Sharing-Faktor von 0,75 verkleinert den Bedarf an 

anzumietenden Flächen deutlich. Hierdurch können die Betriebs- und 

Arbeitsplatzkosten dauerhaft gesenkt und gleichzeitig – ohne entsprechende 
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Flächenmehrbedarfe – die aktuellen räumlichen Defizite behoben werden (u.a. 

fehlende Büroflächen, fehlende Besprechungsräume, fehlende Beratungsräume). 

Bessere Zusammenarbeit und effizientere Prozesse 

Die räumliche Verortung von Organisationseinheiten nach Zusammenarbeitsbedarf 

sowie zentrale Kommunikations- und Kollaborationsflächen fördern den Austausch 

über Fachdienstgrenzen hinaus und beschleunigen organisatorische Prozesse sowie 

die Digitalisierung interner Abläufe und Bürgerservices. 

Bürgerfreundlichkeit und Sicherheit 

Das Drei-Zonen-Prinzip schafft klar erkennbare, barrierefreie und gut erreichbare 

Anlaufstellen für Bürgerinnen und Bürger und macht die Kreisverwaltung zu einem 

gut strukturierten Dienstleister. Zugleich werden sensible Beratungen bestmöglich 

geschützt und die Sicherheit für Beschäftigte sowie für alle Besucher der 

Kreisverwaltung erhöht.  

Mitarbeiterzufriedenheit und Arbeitgeberattraktivität 

Die Behebung räumlicher Defizite und die Einführung flexibler und 

tätigkeitsorientierter Arbeitsumgebungen steigert die Zufriedenheit der 

Beschäftigten und erhöht die Mitarbeiterbindung an die Kreisverwaltung. Auch bei 

der Gewinnung neuer Fachkräfte kann der Landkreis seine Attraktivität als 

Arbeitgeber als wichtigen Faktor deutlich erhöhen.  

Flexibilität und Zukunftsfähigkeit 

Standardisierte und modulare Arbeitsplätze lassen sich ohne größere Umbauten an 

veränderte Team- oder Aufgabenstrukturen anpassen. Der Landkreis kann so auf 

künftige Anforderungen reagieren, ohne in größere Umbaumaßnahmen investieren 

zu müssen. 

Nachhaltigkeit 

Reduzierter Flächenbedarf, weniger Papierakten und konsolidierte Standorte senken 

Energie-, Material- sowie Ressourcenverbrauch und unterstützen die 

Nachhaltigkeitsziele des Landkreises. 

 

3. Prüfung des aktuellen Gebäudebestandes und Potentialstudie 

a) Potentialstudie und Variantenvergleich 

Im Rahmen einer Potentialstudie wurden alle durch den Landkreis angemieteten 

Bestandsgebäude auf ihre Eignung für das entwickelte Raumprogramm und 

Arbeitsplatzkonzept geprüft. Im Ergebnis wurden die zentralen Bestandsgebäude 

am Riversplatz nach entsprechender Begutachtung vor Ort unter der Voraussetzung 

entsprechender Umbau- und Modernisierungsmaßnahmen grundsätzlich als 

geeignet angesehen. Die Außenstellen schneiden dagegen deutlich schlechter ab: 

Sie weisen sehr unterschiedliche Standortqualitäten auf und sind wegen geringerer 

Flexibilität, ungünstiger Belichtung und teils erheblicher Defizi te mit Blick auf die 

Barrierefreiheit weniger geeignet. 

Auf dieser Grundlage wurden fünf Umsetzungsvarianten geprüft: die unveränderte 

Fortführung aller Bestandsmietverträge, zwei Konsolidierungsvarianten mit Aufgabe 

einzelner beziehungsweise mehrerer Außenstellen bei gleichzeitiger Anmietung 

eines Neubaus sowie ein vollständig neues zentrales Verwaltungsgebäude, 

wahlweise zur Miete oder im Eigentum.  
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Die von Drees & Sommer durchgeführte Wirtschaftlichkeitsberechnung bis ins Jahr 

2050 zeigt, dass die drei bestandsorientierten Varianten kostenmäßig im Rahmen 

einer theoretischen Hochrechnung nahezu gleichauf liegen. Ein zentraler Neubau 

zur Miete wäre rund sechs Prozent teurer und ein Neubau im Eigentum des 

Landkreises rund 29 Prozent teurer. In einer ergänzenden Nutzwertanalyse, die 

neben den Kosten auch organisatorische Aspekte, Erreichbarkeit, technische 

Qualität, Terminsicherheit und Nachhaltigkeit berücksichtigt, erreichte die 

bestandsorientierte Variante mit Aufgabe mehrerer Außenstellen und ergänzender 

Neuanmietung den ersten Rang, unmittelbar gefolgt von der Variante der 

Anmietung einer neuen zentralen Liegenschaft. Zwischen der erstplatzierten 

bestandsorientierten Variante und der Anmietung einer zentralen Liegenschaft lag in 

der Nutzwertanalyse lediglich ein geringer Abstand.  

Der durchgeführte Variantenvergleich mit Wirtschaftlichkeitsberechnung war keine 

Vorentscheidung für einen bestimmten Standort. Im Gegenteil: Auf Grundlage der 

Ergebnisse waren mit Blick auf die Wirtschaftlichkeit und Funktionalität sowohl ein 

Verbleib am aktuellen Standort mit entsprechenden Umbau- und 

Modernisierungsarbeiten inklusive eines Ergänzungsneubaus als auch eine neue 

zentrale Liegenschaft an anderer Stelle mögliche Realisierungsoptionen, sodass ein 

ergebnisoffener Investorenwettbewerb gestartet werden konnte.  

Lediglich die Eigentumsvariante wurde vor dem Hintergrund der höheren Kosten 

sowie der zwangsläufigen Übernahme des vollständigen Baukosten- und 

Terminrisikos durch den Landkreis im weiteren Verfahren nicht weiter verfolgt. Mit 

Blick auf die aufsichtsbehördlich geforderte Begrenzung der Netto-Neuverschuldung 

wäre der Bau einer Liegenschaft im Eigentum des Landkreises zudem nur möglich 

gewesen, wenn dafür andere Investitionen, insbesondere Schulbaumaßnahmen, 

zurückgestellt worden wären. 

b) Bestandssituation in den aktuellen Liegenschaften 

Der Handlungsbedarf an den Bestandsliegenschaften besteht unabhängig vom 

entwickelten Arbeitsplatzkonzept und vom Ergebnis des Investorenwettbewerbs, 

sofern der Landkreis über das Jahr 2029 hinaus in diesen Liegenschaften verbleiben 

sollte. Die über den Nutzungszeitraum entstandenen baulichen, funktionalen und 

organisatorischen Defizite betreffen unter anderem die Bausubstanz, den Arbeits- 

und Gesundheitsschutz, die Barrierefreiheit und die Sicherheit in den 

Liegenschaften. Diese Defizite wären auch bei einem Verbleib an den bisherigen 

Standorten und bei unveränderter Arbeitsorganisation zu beheben. Zur 

Ermöglichung einer flexiblen und flächeneffizienten Büronutzung im Rahmen des 

entwickelten Arbeitsplatzkonzeptes sind weitere Kosten einzuplanen, die im 

Rahmen der zuvor dargestellten Wirtschaftlichkeitsberechnung im Verhältnis zur 

untersuchten Anmietung einer neuen zentralen Liegenschaft dargestellt wurden. Ein 

Verbleib an den bisherigen Standorten ist deshalb keine Variante ohne Kosten: Die 

erforderlichen Maßnahmen wären über Investitionen der Vermieter zu realisieren 

und würden sich damit unmittelbar mietpreissteigernd auswirken. Die nachfolgende 

Übersicht gibt einen kurzen Überblick zur Bestandssituation:  

Fehlende Büros und Besprechungsräume 

Seit mehreren Jahren besteht eine Raumnot in den Liegenschaften des Landkreises, 

die bereits zur Anmietung weiterer externer Liegenschaften geführt hat. Mit Blick 

auf den eingeleiteten Prozess zur Zukunft der Verwaltungsliegenschaften 2030 

wurden zuletzt keine weiteren Anmietungen vorgenommen, die räumlichen Defizite 

bestehen jedoch fort. Beispielsweise sind in den Liegenschaften des Landkreises 
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teilweise bis zu fünf Personen in einem Büro untergebracht, ohne Möglichkeiten für 

Rückzug, für konzentriertes Arbeiten oder Besprechungen. Diese Verdichtung ruft 

Probleme in Bezug auf die Arbeitsfähigkeit und Konzentration hervor und steht in 

Konflikt mit den Vorschriften des Arbeits- und Gesundheitsschutzes. Überschlägig 

besteht auf Grundlage der in der Liegenschaftsverwaltung hinterlegten Bedarfe ein 

zusätzlicher Raumbedarf für mindestens 20 zusätzliche Büroräume mit jeweils 16 

Quadratmetern, 10 kleineren Sitzungsräumen mit jeweils 15 Quadratmetern und 

fünf größeren Sitzungsräumen mit jeweils 30 Quadratmetern. Inklusive 

Flächenzuschlag für notwendige Verkehrsflächen ergibt sich daraus ein zusätzlicher 

Raumbedarf von mindestens 700 Quadratmetern, um zumindest akute 

Raumprobleme zu lösen. Fehlende Lagerflächen in den Bestandsliegenschaften 

kommen zu diesen grob überschlagenen Flächen noch hinzu. 

Barrierefreiheit  

In den Bestandsliegenschaften bestehen Defizite mit Blick auf die Barrierefreiheit, 

die sich in drei Gebäuden am Riversplatz insbesondere durch das Fehlen 

durchgängiger Aufzüge zu den Dachgeschossen bemerkbar machen. Die 

Erschließung der Dachgeschossflächen ist damit für Beschäftigte der 

Kreisverwaltung sowie für Besucherinnen und Besucher gleichermaßen 

unzureichend. An den Außenstellen fehlen Aufzüge zur Herstellung der 

Barrierefreiheit gänzlich, sodass hier bei einer Fortsetzung der Mietverhältnisse 

erheblicher Handlungsbedarf besteht.   

Sicherheit und Zonierung 

Die Bestandsliegenschaften lassen aufgrund der Gebäudestruktur sowie der 

Verteilung auf viele einzelne Gebäude aktuell eine klare räumliche Trennung v on 

öffentlichen Bereichen, Beratungsbereichen (halböffentlich) sowie internen 

Arbeitsbereichen nicht oder nur sehr eingeschränkt zu. Eine Besucherlenkung ist 

ebenfalls nur sehr eingeschränkt möglich. Zudem finden vertrauliche Beratungen in 

der Regel in den Arbeitsbereichen statt. Mit Blick auf die aktuellen 

Sicherheitsanforderungen für öffentliche Verwaltungen besteht insoweit ein 

Handlungsbedarf für die Kreisverwaltung. 

Energieeffizienz, Gebäudetechnik und Raumklima 

Einige der angemieteten Liegenschaften des Landkreises verfügen über eine 

unzureichende Wärmedämmung, was sich auf die Energieeffizienz und den 

Aufenthalt in den Gebäuden negativ auswirkt. Insbesondere in den Wintermonaten 

kommt es regelmäßig zu Beschwerden von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern mit 

Blick auf Defizite bei der Beheizung der Räume. In den Sommermonaten heizen sich 

die Bestandsräumlichkeiten der Kreisverwaltung teilweise stark auf, ohne dass es 

Möglichkeiten einer Kühlung gibt.  

In vielen der angemieteten Gebäude fehlt bislang eine zeitgemäße und 

stromsparende LED-Beleuchtung, was sich negativ auf Energieeffizienz und 

Arbeitsplatzqualität auswirkt. Die vorhandenen Fenster sind teilweise zu klein 

bemessen, um eine ausreichende Tageslichtversorgung der Büroflächen 

sicherzustellen, während die Flure demgegenüber teilweise unverhältnismäßig groß 

dimensioniert sind und damit ungenutzte Flächenpotenziale binden.  

Bausubstanz und Gebäudezustand 

Kellerbereiche in den Bestandsliegenschaften sind aufgrund der Bausubstanz 

teilweise nicht nutzbar und es kam in der Vergangenheit immer wieder dazu, dass 

eingelagerte Akten oder Materialien durch Feuchtigkeitsbildung beschädigt wurden. 
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Die Dachschrägen in den Dachgeschossen der Bestandsgebäude erschweren die 

Nutzbarkeit aufgrund der reduzierten Raumhöhe. Innerhalb der meisten 

angemieteten Gebäude besteht im aktuellen baulichen Zustand eine eingeschränkte 

Flexibilität mit Blick auf die Büronutzung, sodass sich die veränderten 

Nutzungsanforderungen und flexible Raumkonzepte ohne erforderliche 

Umbaumaßnahmen nicht umsetzen lassen.  

Arbeitsplatzqualität und interne Kommunikation 

Die Zuschnitte der vorhandenen Büroräume sind in einigen der angemieteten 

Gebäude ungünstig  (z.B. lange, schmale Arbeitsräume sowie fehlende Flexibilität 

bei der Möblierung aufgrund des Grundrisses) und erfüllen arbeitsschutzrechtliche 

Vorgaben nicht. Sie können nur mit entsprechenden Umbaumaßnahmen an die 

nutzerspezifischen Anforderungen sowie zeitgemäße Arbeitsplatzkonzepte 

angepasst werden. Zugleich fehlen für die Beschäftigten geeignete 

Aufenthaltsmöglichkeiten und informelle Treffpunkte für Kommunikation außerhalb 

der eigentlichen Büroarbeitsplätze. Nähebeziehungen zwischen Fachdiensten 

können aufgrund der vielen Umzüge innerhalb der Liegenschaften in den letzten 

Jahren nur bedingt abgebildet werden, was den täglichen Austausch und die 

Kommunikation erschwert.  

Erreichbarkeit 

Die Anbindung des Hauptstandortes der Kreisverwaltung am Riversplatz sowie 

teilweise die Anbindung der Außenstellen an den öffentlichen Personennahverkehr 

ist für Besucherinnen und Besucher sowie für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 

Kreisverwaltung stark verbesserungsbedürftig. Zu der Anbindungsfrage kommt 

hinzu, dass die Kreisverwaltung aufgrund der Außenstellen nicht unter einer, 

sondern unter vier Adressen im Stadtgebiet zu erreichen ist, wodurch zusätzliche 

Wege für Bürgerinnen und Bürger sowie für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

entstehen. Zwischen den Standorten sind verwaltungsintern zudem regelmäßige 

Fahrten erforderlich – für den internen Post- und Kurierverkehr, für IT-Einsätze vor 

Ort sowie für Termine und Abstimmungen zwischen Fachdiensten an 

unterschiedlichen Standorten. Diese Wegezeiten sind bezahlte Arbei tszeit, die für 

die eigentliche Aufgabenerledigung nicht zur Verfügung steht.  

Die Behebung der aufgezeigten Mängel ist grundsätzlich durch verschiedene 

bauliche Maßnahmen möglich, wobei deren Umsetzung und Kosten von den 

konkreten Gegebenheiten der Bestandsgebäude abhängig sind. Die Kosten einer 

solchen Bestandsertüchtigung sind derzeit nicht abschließend bezifferbar, da hierzu 

im Rahmen des durchgeführten Investorenwettbewerbs kein wertbares Angebot 

abgegeben wurde. Ein Kostenvergleich, der die heutige Miete der neuen Miete 

gegenüberstellt, vergleicht deshalb nicht Gleiches mit Gleichem. Im Übrigen wird auf 

das oben bereits dargestellte Ergebnis der Wirtschaftlichkeitsberechnung verwiesen. 

Zu berücksichtigen ist in diesem Zusammenhang auch, dass eine Sanierung im 

laufenden Verwaltungsbetrieb einen gewissen Auslagerungs- und Umzugsbedarf mit 

sich brigt. 

4. Investorenwettbewerb 

a) Rechtlicher Rahmen 

Auf der Grundlage der funktionalen Anforderungen wurde im vergangenen Jahr ein 

mehrstufiger Investorenwettbewerb zur Anmietung geeigneter Flächen gestartet. Die 

Anmietung von Grundstücken und Gebäuden ist nach § 107 Abs. 1 Nr. 2 GWB vom 

Kartellvergaberecht ausgenommen. Das gilt nach der Rechtsprechung des 

Europäischen Gerichtshofs auch für Gebäude, die erst noch errichtet oder umgebaut 
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werden, wenn – wie hier – die architektonische Konzeption beim Vermieter liegt und 

der Mieter seinen Nutzungsbedarf beschreibt. Einer förmlichen Ausschreibung 

bedurfte es daher nicht.  

Der Landkreis hat sich dennoch für ein marktoffenes, wettbewerbliches 

Auswahlverfahren mit einheitlichen, allen Teilnehmern bekannten 

Bewertungsmaßstäben entschieden: Die haushaltsrechtlichen Grundsätze der 

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit gebieten es, eine Bindung dieser Größenordnung 

nur auf der Grundlage eines Vergleichs mehrerer Mietangebote einzugehen. 

Gegenstand dieses Investorenwettbewerbs ist die Anmietung von Büroflächen für 

den Dienstbetrieb der Kreisverwaltung für mindestens zwanzig Jahre ab dem 1. 

Januar 2030, mit entsprechenden Verlängerungsoptionen. Die Entscheidung über 

die Anmietung bleibt dem Kreistag vorbehalten, was im Rahmen des 

Investorenwettbewerbs gegenüber allen Teilnehmern auch transparent 

kommuniziert wurde.  

Es ist eine freiwillige Ex-Ante-Transparenzbekanntmachung vor Vertragsschluss 

vorgesehen. 

 

b) Beteiligung der Fraktionen des Kreistags 

Die maßgeblichen Grundlagen des Verfahrens, darunter das Raumprogramm, das 

Arbeitsplatzkonzept sowie die Wertungskriterien und deren Gewichtung, wurden in 

mehreren Sitzungen der verwaltungsinternen Lenkungsgruppe unter Beteiligung der 

externen Beratung erarbeitet und in drei interfraktionellen Terminen abgestimmt, zu 

denen alle im Kreistag vertretenen Fraktionen eingeladen waren. Gegenstand der 

interfraktionellen Termine war die Vorbereitung des Investorenwettbewerbs.  

Interfraktioneller Termin am 14. November 2024 

In der Sitzung wurden zunächst die Ausgangslage und die Ziele des Projekts 

vorgestellt, mit dem Schwerpunkt auf der Erfassung aller angemieteten und 

kreiseigenen Liegenschaften als Planungsgrundlage. Anschließend wurden der 

Projektfahrplan mit strukturierter Nutzerbeteiligung, Ablauf und Zeitschiene sowie 

die ersten Ergebnisse der Workshops einschließlich der Optimierungsansätze für das 

zukünftige Arbeiten in der Kreisverwaltung vorgestellt. Auf Grundlage dieser 

Erkenntnisse wurde festgehalten, dass für das Raumprogramm ein 

tätigkeitsbasiertes Arbeitsplatzkonzept inklusive Desksharing weiterverfolgt werden 

soll. Zum Abschluss wurde ein Ausblick auf die Bedarfsdeckungsprüfung, 

Wirtschaftlichkeitsberechnung und die Nutzwertanalyse gegeben. 

Interfraktioneller Termin am 25. März 2025 

In der Sitzung erfolgte ein Rückblick auf die Erkenntnisse aus Umfragen und 

Workshops von Juni bis Dezember 2024. Darauf aufbauend wurde das 

Arbeitsplatzkonzept mit dem Arbeitsplatzbedarf vorgestellt. Ergänzend wurde die 

Potentialstudie mit einer Gebäude- und Potenzialanalyse aller Liegenschaften 

präsentiert. Im Bereich Flächenbedarf wurden die Anforderungen konsolidiert und 

der zukünftige Raumbedarf ermittelt. Anschließend wurden die 

Bedarfsdeckungsprüfung mit Umsetzungsszenarien und die 

Wirtschaftlichkeitsberechnung mit Variantenvergleich behandelt. Die 

Nutzwertanalyse wurde zusammen mit der Bewertung der Varianten besprochen, 

verbunden mit der Empfehlung, den Investorenwettbewerb ergebnisoffen zu 

gestalten, sodass sowohl die Bestandsliegenschaften in der favorisierten Variante als 
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auch neue Liegenschaften angeboten werden können. Abschließend wurde der 

Folgeprozess mit seinen Stufen dargestellt. 

Interfraktioneller Termin am 16. Juli 2025 

Nach einem Rückblick auf den Prozessstand und den aktuellen Status bis Juli 2025 

wurden das Raumprogramm und die Qualitätsmatrix für den Investorenwettbewerb 

erläutert. Die Anforderungen wurden tabellarisch erfasst, Raumtypen strukturiert 

sowie Standortkriterien und Qualitätsziele definiert. Die Mieterbaubeschreibung 

sowie die Wertungskriterien für den Investorenwettbewerb wurden vorgestellt und 

anschließend mit kleinen Veränderungen für das weitere Verfahren empfohlen. 

Abschließend wurde der weitere Folgeprozess mit Blick auf die Durchführung des 

Investorenwettbewerbs vorgestellt. 

c) Die Wertungsmatrix 

Maßgeblich für die Wertung im Rahmen des Investorenwettbewerbs waren zwei 

Hauptkriterien: die Kosten der künftigen Anmietung mit einem Anteil von 55 

Prozent sowie die planerische Qualität und Funktionalität der eingereichten Entwürfe 

mit einem Anteil von 45 Prozent.  

Diese Gewichtung räumt dem Mietpreis das ausschlaggebende Gewicht ein, was in 

Anbetracht der finanziellen Auswirkungen für den Kreishaushalt geboten war. Die 

Bewertung von Qualität und Funktionalität stellt daneben sicher, dass eine 

Liegenschaft den funktionalen Anforderungen an eine moderne Verwaltung genügt. 

Das Qualitätskriterium ist durchgängig funktional gefasst. Bewertet wurden 

insbesondere Benutzbarkeit und innere Erschließung, Lage und Anbindung, Technik 

und Gebäudebetrieb sowie Barrierefreiheit und Sicherheit. Gestalterische Vorgaben 

enthielt das Verfahren nicht.  

Mit einer Gewichtung von 55 Prozent stehen die Kosten im Vordergrund. Den 

größten Anteil daran nimmt mit 50 Prozent die Miethöhe ein, verstanden als 

Bruttopreis zuzüglich der Bewirtschaftungskosten. Weitere 5 Prozentpunkte 

entfallen auf die Miethöhe unter Berücksichtigung der optionalen Leistung 

„Vollständige Be-/Entlüftung und Kühlung“. 

Das zweite Kriterium betrifft mit einer Gewichtung von 45 Prozent die planerische 

Qualität und Funktionalität. Darin fließen die städtebauliche und architektonische 

Qualität der Baukörper sowie die Qualität der Lage der Gebäude der 

Verwaltungsliegenschaft im Hinblick auf die äußeren funktionalen Anforderungen 

mit 15 Prozent ein. Mit demselben Gewicht von 15 Prozent wird die architektonische 

Qualität der Baukörper in Bezug auf die funktionalen Anforderungen im 

Innenbereich bewertet. Technik und Gebäudebetrieb fließen mit 10 Prozent in die 

Bewertung ein. Die verbleibenden 5 Prozent entfallen auf verschiedene Optionen, 

konkret auf die funktionale Bewertung der Option einer flächenmäßigen Erweiterung 

sowie auf die technische Bewertung der Option „Vollständige Be-/Entlüftung“ und 

„Vollständige Be-/Entlüftung und Kühlung“. 

d) Die drei Phasen des Investorenwettbewerbs 

Der Investorenwettbewerb gliederte sich in drei Phasen: 

Phase 1 – Interessenabfrage / Mietgesuch 

Der Wettbewerb wurde durch Veröffentlichung eines Aufrufs auf der Homepage des 

Landkreises Gießen, flankiert von entsprechender Presseberichterstattung, eröffnet. 

Bis zum 31. Oktober 2025 konnten Investoren ihr Interesse bekunden und ein 

Grobkonzept einreichen. Geprüft wurden in dieser Phase die grundsätzliche Eignung 
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des angebotenen Grundstücks für den Landkreis sowie des Investors. Fünf 

Investoren mit insgesamt acht Projekten bekundeten in dieser Phase ihr Interesse. 

Eine Bewerbung musste ausgeschlossen werden, da das geforderte Grobkonzept 

nicht vorgelegt wurde. Zwei weitere Standorte wurden nicht weiter berücksichtigt, 

wobei die betreffenden Investoren mit ihren übrigen Standorten im Wettbewerb 

verblieben. Zur zweiten Phase wurden damit vier Investoren mit fünf Standorten 

zugelassen. 

Phase 2 – Angebotsphase 

Die verbliebenen Investoren wurden im Dezember 2025 zur Abgabe konkreter 

Angebote mit Entwurf und Mietpreisangebot aufgefordert. Die rund zwölfwöchige 

Angebotsfrist endete am 27. Februar 2026. Für alle fünf Standorte wurden 

fristgerecht Angebote eingereicht, wobei Umfang und Detailtiefe der Unterlagen 

sehr unterschiedlich ausfielen. Ein Projektplanungsteam des Fachdienstes Bauen 

wertete die Unterlagen fachlich aus; wegen der heterogenen Detailtiefe mussten bei 

allen Angeboten Unterlagen nachgefordert werden, was das Verfahren verzögerte.  

Das Angebot der Eigentümer der Bestandsliegenschaften am Riversplatz blieb bei 

der Wertung unberücksichtigt. In dem Angebot fehlten für die Bestandsgebäude 

wesentliche nach den Wettbewerbsunterlagen erforderliche Mindestbestandteile. Der 

Landkreis hat hierzu eine Anhörung durchgeführt und die fehlenden Unterlagen 

anschließend mit angemessener Frist nachgefordert. Die erforderlichen Unterlagen 

wurden nicht eingereicht. Ohne diese Unterlagen war das Angebot weder prüffähig 

noch mit den übrigen Angeboten vergleichbar; es wurde deshalb nach den 

Verfahrensbedingungen des Wettbewerbs von der Wertung ausgenommen. 

Die verbliebenen vier Angebote wurden anhand der Bewertungsmatrix gewertet. 

Hinsichtlich des Mietpreises lag eines der Angebote deutlich vor den verbl iebenen 

drei Angeboten. Eine anschließende Plausibilitätsprüfung bestätigte die Rangfolge. 

Phase 3 – Verhandlungsphase 

In der dritten Phase des Investorenwettbewerbs („Verhandlungsphase“) wird 

ausschließlich mit dem Investor verhandelt, dessen Angebot in der Gesamtwertung 

mit deutlichem Abstand am besten bewertet wurde. Es lag bei den wirtschaftlichen 

Kriterien auf Rang eins und bei den qualitativen Kriterien nahezu gleichauf mit dem 

dort bestbewerteten Angebot. Entsprechend den Verfahrensbedingungen, die die 

Auswahl von einem bis zwei Angeboten für die Verhandlungsphase vorsahen, wurde 

angesichts des erheblichen Wertungsabstandes und der deutlich oberhalb des 

erstplatzierten Angebotes liegenden Mietkosten des zweitplatzierten Angebots 

allein der erstplatzierte Investor für die Verhandlungen ausgewählt.  

Die Entscheidungsfreiheit des Kreistags wird durch die Umsetzung des 

Investorenwettbewerbs und die Verhandlungen nicht eingeschränkt. Der Investor hat 

keinen Anspruch auf Abschluss des Vertrages, sondern allein auf Einhaltung der 

Verfahrensregeln des Wettbewerbs. Eine Haftung des Landkreises wegen Abbruch 

der Verhandlungen scheidet aus, weil auf den Zustimmungsvorbehalt des Kreistags 

durchgängig hingewiesen wurde.  

5. Das für die weitere Verhandlung ausgewählte Angebot 

Die Verhandlungen mit dem Investor, der das im Investorenwettbewerb 

bestbewertete und wirtschaftlichste Angebot abgegeben hat, der KL Projekt GmbH, 

Sandusweg 11, 35435 Wettenberg, laufen seit Anfang Mai 2026 und befinden sich 

aktuell in der finalen Phase. Der Vorschlag des Investors bündelt die Kreisverwaltung 

an einem zentralen Standort in unmittelbarer Nähe des Gießener Hauptbahnhofs 
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und könnte bis Ende 2029 vollständig bezogen werden. Das Projekt umfasst die 

Sanierung und teilweise Aufstockung des ehemaligen Telekomgebäudes an der 

Liebigstraße, einen vom Landkreis anzumietenden Neubau an der Ecke Frankfurter 

Straße/Liebigstraße, die Nutzung des bereits sanierten ehemaligen Telegrafenamts 

sowie eines Geschosses im benachbarten Gebäude „Alte Post“. 

a) Städtebauliches und architektonisches Konzept 

Die architektonische Konzeption, die diesem Angebot zugrunde liegt, ist ein eigener 

Entwurf des Investors und seiner Architekten und aus der städtebaulichen Lage des 

Areals entwickelt: eine in der Höhe abgestufte Bebauung, die sich von vier 

Geschossen an der Liebigstraße über fünf an der Frankfurter Straße bis zu sieben 

Geschossen am ehemaligen Telekom-Hochhaus staffelt und nach dem Konzept des 

Investors die gründerzeitliche Bebauungsstruktur der Liebigstraße aufnimmt. Durch 

das Zurücktreten der Baukörper entstehen eine platzartige Erweiterung der Straße 

unter Erhalt des Baumbestands und ein öffentlich zugänglicher Quartiersplatz. 

Der niedrigere Teil des Liebig-Quartiers wird um zwei abgestufte Geschosse in 

Holzbauweise aufgestockt. Der Bestand wird vollständig entkernt, saniert und erhält 

eine neue Fassade. Erklärtes Ziel des Entwurfs ist es, das Hochhaus besser in das 

städtische Umfeld einzubinden und das Areal zu einem belebten, gemischt 

genutzten Quartier zu entwickeln. Das Gelände beinhaltet neben den revital isierten 

Gebäuden und dem Neubau auch das renovierte und denkmalgeschützte ehemalige 

Telegraphenamt mit historischem Baubestand sowie Teile des ehemaligen 

Postgebäudes. Beide zuletzt genannten Gebäude sind bereits nach modernen 

Arbeitsplatzkonzepten hergerichtet. 

Das Angebot geht teilweise auf den Siegerentwurf eines städtebaulichen 

Wettbewerbs zur Entwicklung des Areals zurück, den der Investor in Abstimmung 

mit der Stadt Gießen bereits im Jahr 2023 durchgeführt hat. Die Stadt Gießen hat 

das Planungskonzept positiv aufgenommen und die erforderliche Änderung des 

Bebauungsplans in Aussicht gestellt. Damit liegt ein tragfähiges, städtebaulich 

stimmiges und energetisch weit über den gesetzlichen Anforderungen liegendes 

Gesamtkonzept vor. 

b) Funktionale Eignung 

Die von dem Umzug betroffenen Organisationseinheiten können nach Prüfung durch 

das Projektteam des Fachdienstes Bauen angemessen in der Liegenschaft 

untergebracht werden. Die Benutzbarkeit hinsichtlich innerer Erschließung, 

Raumaufteilung, Raumzuordnung, Wegebeziehungen, Umsetzung des 

tätigkeitsorientierten Arbeitsplatzkonzepts, Raum- und Funktionsprogramm, 

Barrierefreiheit, Sicherheitsanforderungen und Raumflexibilität kann gut abgebildet 

werden. 

Die neue Liegenschaft wird vollständig barrierefrei ausgestaltet und erfüllt die 

geltenden Arbeits- und Gesundheitsschutzanforderungen. Darüber hinaus können 

die für das Drei-Zonen-Prinzip erforderlichen Sicherheitskonzepte umgesetzt 

werden. Das Angebot sieht außerdem eine vollständige raumlufttechnische 

Belüftung sowie die Möglichkeit zur Raumkühlung vor. Mit Blick auf die 

Raumlufthygiene und die erforderlichen Klimaanpassungen ist die Liegenschaft 

damit auf künftige Anforderungen vorbereitet. 

Neben klassischen Büro- und Beratungsflächen entstehen Bereiche für 

Zusammenarbeit, konzentriertes Arbeiten und Kommunikation. Alle Fachdienste, die 

derzeit auf über das Stadtgebiet verteilte Mietliegenschaften aufgeteilt sind, finden 

künftig in zusammenhängenden Gebäuden Platz. Die Liegenschaft wird zudem über 
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einen Sitzungs- und Veranstaltungssaal verfügen, der auch für die regelmäßigen 

Sitzungen des Kreistages und der Kreistagsausschüsse genutzt werden kann. 

c) Lage, Erschließung, Energie und Nachhaltigkeit 

Der Standort liegt in unmittelbarer Nähe des Gießener Hauptbahnhofs und damit am 

zentralen Verkehrsknotenpunkt des gesamten Landkreises. Die Kreisverwaltung ist 

dadurch für Bürgerinnen und Bürger sowie für Beschäftigte aus allen Kommunen des 

Kreisgebiets mit Bahn und Bus gut erreichbar.  

Für viele Bürgerinnen und Bürger aus dem Kreisgebiet ist der Pkw das 

Verkehrsmittel der Wahl. Die Sorge, eine zentrale Lage im Stadtgebiet könne die 

Erreichbarkeit mit dem Fahrzeug verschlechtern, ist deshalb ernst zu nehmen. Für 

den Individualverkehr besteht über die Frankfurter Straße und die Lahnstraße eine 

Anbindung an das überörtliche Straßennetz. Der Standort ist damit aus allen Städten 

und Gemeinden des Kreisgebiets unmittelbar anfahrbar, ohne dass eine 

Durchquerung der Innenstadt erforderlich ist. Für Besucherinnen und Besucher 

sowie für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Kreisverwaltung wird zudem ein 

ausreichendes Stellplatzangebot an der Liegenschaft selbst und in deren 

unmittelbarer Nachbarschaft vorgehalten. Auf dem Grundstück entstehen 

voraussichtlich 150 Stellplätze, davon 90 in einer neuen Tiefgarage und 60 

oberirdisch rund um die Gebäude. In den beiden Parkhäusern unmittelbar neben der 

Liegenschaft und an der Lahnstraße können weitere 200 Stellplätze angemietet 

werden, sodass insgesamt mindestens 350 Stellplätze zur Verfügung stehen. Alle 

Stellplätze liegen fußläufig am Gebäude. Um die Verfügbarkeit der Parkplätze für 

den Dienstbetrieb der Kreisverwaltung sicherzustellen, wird eine 

Parkraumbewirtschaftung an der Liegenschaft notwendig werden.  

Damit ist der Standort sowohl mit dem eigenen Pkw als auch mit dem ÖPNV sehr gut 

erreichbar. Die ÖPNV-Anbindung, die Lage und Straßennetzanbindung, die 

Zentralität, die geforderten Pkw-Stellplätze sowie die Fahrradabstellplätze wurden 

nachgewiesen. Auch die Grundversorgung der Mitarbeitenden im näheren Umfeld ist 

gegeben. 

Begrünte Dächer mit Photovoltaikanlagen, ein wirksamer Schallschutz zur 

angrenzenden Bahntrasse sowie die Öffnung der Erdgeschosszonen binden das 

Quartier in seine Umgebung ein und werten den Standort insgesamt auf. 

Das energetische Konzept nutzt konsequent die im Bestand gebundene „graue 

Energie“ und erfüllt den Effizienzhaus-Standard EH 40ee. Der Primärenergiebedarf 

liegt bei nur 72 Prozent des gesetzlich zulässigen Werts. Die Wärmeversorgung 

erfolgt über eine Fernwärmeanbindung der Stadtwerke. Die bau-, anlagentechnische 

und infrastrukturelle Planung sowie das übergreifende Bewirtschaftungskonzept 

sind geeignet, die Anforderungen des Landkreises an Gebäudebetrieb und Nutzung 

zu erfüllen. 

d) Terminplan 

Der Investor schlägt eine Sanierung der Bestandsgebäude und zur Deckung des 

Flächenbedarfs eine Erweiterung einzelner Gebäude durch Aufstockung vor. Das 

ehemalige Telegraphenamt sowie die Flächen im alten Postgebäude können nahezu 

unverändert übernommen werden. Der Terminplan sieht im Falle des Beschlusses 

des Kreistags für das Projekt den Baustellenstart im ersten Quartal 2027 vor. Die 

Baugenehmigungen für die einzelnen Bauabschnitte werden im Laufe des Jahres 

2027 erwartet. Sanierung, Aufstockung und Neubau laufen anschließend weitgehend 

parallel. Die Fertigstellung ist gestaffelt ab dem 2. Quartal 2029 vorgesehen, sodass 

die Liegenschaft bis Ende 2029 vollständig bezogen werden könnte. 
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6. Eckpunkte zum Mietvertrag 

Gegenstand der Verhandlungen der letzten Wochen waren Optimierungen des 

Flächenzuschnitts auf Vorschlag der Vermieterseite und Optimierungen in 

vertraglicher Hinsicht, um das Gesamtergebnis mit Blick auf die Wirtschaftlichkeit 

für den Landkreis weiter zu verbessern.  

Der Investorenwettbewerb und die Vertragsverhandlungen stehen ausdrücklich 

unter dem Vorbehalt der Zustimmung des Kreistags, sodass die Entscheidung über 

den Abschluss eines Mietvertrages final beim Kreistag liegt. Die Verhandlungen mit 

dem Investor dienen dazu, eine Entscheidungsgrundlage für den Kreistag zu 

erarbeiten. 

Die vertieften Verhandlungen mit der KL Projekt GmbH über die baulichen und 

vertraglichen Konditionen gehen dem Grunde nach von folgenden Parametern und 

vertraglichen Festlegungen aus: 

1. Die von der Kreisverwaltung ab 01.01.2030 anzumietende Fläche beträgt ca. 

18.797 m² (vorläufig, Aufmaß vorbehalten). 

2. Der Mietzins für die anzumietenden Büroflächen beträgt 17,95 € pro 

m²/Monat (umsatzsteuerfrei nach § 4 Nr. 12 lit. a UStG) 

3. Für benötigte Archivflächen in der Liegenschaft werden durch den Vermieter 

Flächen in der Größenordnung von ca. 1.632 m² für einen Mietzins in Höhe 

von 4,50 € pro m²/Monat (umsatzsteuerfrei nach § 4 Nr. 12 lit. a UStG) 

angeboten. 

4. Der Mietzins für KFZ-Stellplätze variiert je nach Lage: 

In der Tiefgarage unter Haus E stehen 90 Stellplätze zur Verfügung, für die 

der Mietzins 90,00 € pro Stellplatz/Monat beträgt. Im oberirdischen Bereich 

der Liegenschaft verteilen sich 60 KFZ-Stellplätze, für die der Mietzins 70,00 

€ pro Stellplatz/Monat beträgt.  

Zusätzlich ist die Anmietung von rund 200 Stellplätzen in den Parkhäusern 

der Deutschen Bahn sowie in der Lahnstraße beabsichtigt. Dort beträgt die 

Miete 85,00 € pro Stellplatz/Monat. Aktuell befindet sich die 

umsatzsteuerrechtliche Behandlung der Stellplatzanmietung noch in der 

Prüfung. Auf dem Liebig-Quartier-Areal in der Tiefgarage und auf den 

oberirdischen Stellplätzen ist die Stellplatzvermietung brutto, also inkl. der 

Umsatzsteuer verhandelt.   

 

5. Die Miete wird auf Grundlage des Verbraucherpreisindexes für Deutschland 

wertgesichert.   

 

6. Das Mietverhältnis wird für eine Festmietzeit vom 01.01.2030 bis zum 

31.12.2049 geschlossen. Der Vermieter räumt dem Mieter ein zweimaliges 

Optionsrecht zur Verlängerung der Mietzeit zu den Bedingungen dieses 

Mietvertrages in seiner jeweils geltenden Fassung um jeweils 5 Jahre ein.  

Die oben genannten Zahlen stellen den aktuellen Stand des Angebotes und der 

Verhandlungen dar. Die Liegenschaft besteht aus verschiedenen Gebäuden. Diese 

befinden sich momentan in verschiedenen Entwicklungsphasen zwischen 

Entwurfsstadium und annähernder Bezugsreife. Im Laufe des weiteren 

Projektfortschrittes kann es noch zu technischen Anpassungen im Grundriss 

kommen.  
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Im Rahmen der Verhandlungen mit dem Investor konnte erreicht werden, dass dem 

Landkreis Gießen ohne Mehrkosten (mietfrei) die neu anzumietenden Flächen 

sukzessive bereits ab dem 2. Quartal 2029 zur Verfügung gestellt werden, um einen 

reibungslosen Umzug zu gewährleisten. Darüber hinaus wurde ausgehandelt, dass 

die gesamten Flächen in der neuen Liegenschaft im ersten Quartal 2030 mietfrei zur 

Verfügung gestellt werden. Auf diese Weise können Mehrkosten durch den 

erforderlichen Umzug und ggf. neue Ausstattung gedeckt werden. Betriebs- und 

Nebenkosten werden ab Übergabe der jeweiligen Gebäude geschuldet, 

Instandhaltung- und Instandsetzungskosten ab dem 01.01.2030.  

Darüber hinaus räumt der Investor dem Landkreis das ausschließliche und 

unentgeltliche Recht ein, die auf den Gebäuden E und F errichteten PV-Anlagen für 

die Dauer des Mietverhältnisses zu betreiben und den erzeugten Strom vollständig 

für den Eigenverbrauch in den Mietobjekten zu nutzen.  

Zudem hat der Vermieter  die kostenfreie Übernahme des gesamten vorhandenen 

Mobiliars im Gebäude des alten Telegrafenamtes (neuwertig) von der Vormieterin 

vermittelt. Die Überlassung ist Gegenstand eines separaten Vertrages.  

Für den Fall einer verspäteten Übergabe eines oder mehrerer Gebäude ist eine 

gestaffelte Vertragsstrafe vorgesehen, zudem bleibt das außerordentliche 

Kündigungsrecht nach § 543 BGB ausdrücklich unberührt. 

Die Miete der Liegenschaft erfolgt über zwei Mietverträge, die über eine 

entsprechende vertragliche Regelung wirtschaftlich miteinander verbunden werden: 

Vermieterin der Gebäude D und F ist die Alte Post Gießen GmbH & Co KG, 

Vermieterin der Gebäude A, B, C und E wird die Liebig Quartier GmbH & Co KG sein, 

die sich aktuell in Gründung befindet. 

7. Wirtschaftlichkeit  

a) Gegenstand des Vergleichs 

Der Wirtschaftlichkeitsvergleich ist in zwei Vergleichsdimensionen aufgebaut, die 

unterschiedliche Fragestellungen beantworten und deshalb getrennt auszuweisen 

sind. 

Die erste Dimension stellt das verhandelte Angebot dem sogenannten 

Referenzgebäude gegenüber. Hierbei handelt es sich nicht um ein reales Objekt, 

sondern um den kalkulatorischen Kostenmaßstab, den die Drees & Sommer SE im 

Rahmen der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung vor Durchführung des 

Investorenwettbewerbs für eine Liegenschaft ermittelt hat. Das Referenzgebäude 

bildet zugleich die Grundlage des Wirtschaftlichkeitskorridors, an dem die 

eingegangenen Angebote gewertet wurden. Gegenstand dieser Vergleichsdimension 

ist die Angemessenheit des angebotenen Mietpreises. 

Die zweite Dimension stellt das Angebot den heutigen Bestandsliegenschaften am 

Riversplatz und an den Nebenstandorten gegenüber. Maßgeblich ist deren 

gegenwärtiger Zustand, das heißt ohne Umbau und ohne Anpassung an das Raum- 

und Funktionsprogramm. Gegenstand dieser Vergleichsdimension ist die 

Auswirkung des Standortwechsels auf den Kreishaushalt. 

Der Vergleich mit dem Referenzgebäude erfolgt zwischen Kostenwerten für einen 

identischen Leistungsumfang und stellt insoweit den Wirtschaftlichkeitsnachweis 

dar. Der Vergleich mit den Bestandsliegenschaften erfolgt dagegen zwischen 
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unterschiedlichen Leistungsumfängen, was bei der Bewertung zu berücksichtigen 

ist. Auf der einen Seite steht der gegenwärtige, unsanierte Zustand der heutigen 

Standorte ohne Umbau und ohne Anpassung an das Raum- und 

Funktionsprogramm. Auf der anderen Seite steht eine Liegenschaft im sanierten 

bzw. Neubau-Zustand, die die funktionalen Anforderungen an eine 

Verwaltungsliegenschaft für die Jahre ab 2030 erfüllt. Zu berücksichtigen ist in 

diesem Zusammenhang, dass die Anforderungen an Barrierefreiheit, Arbeits- und 

Gesundheitsschutz, Sicherheit, Raumklima und Energieeffizienz in den 

Bestandsgebäuden erheblich von den Anforderungen der neuen Liegenschaft 

abweichen. 

Für die Auslegung der Kostendifferenz folgt hieraus, dass der Vergleich in drei 

Punkten systematisch zulasten der neuen Liegenschaft angelegt ist: 

Einerseits umfassen die ausgewiesenen Bestandskosten weder eine Kühlung noch 

eine mechanische Be- und Entlüftung, keine durchgängige Barrierefreiheit, keine 

ausreichenden Besprechungs- und Beratungsflächen und keine räumliche 

Umsetzung des Drei-Zonen-Prinzips. Um überhaupt eine Vergleichbarkeit 

herzustellen, bleiben die Betriebskosten für die Kühlung und Lüftung bei der neuen 

Liegenschaft im Rahmen des Vergleichs mit den Bestandskosten unberücksichtigt.  

Andererseits bilden die Bestandskosten lediglich den heutigen Zustand ab. Die 

Aufwendungen für Sanierung und Umbau sowie für die während der Bauzeit 

erforderliche Auslagerung von Organisationseinheiten sind darin nicht enthalten. 

Eine Bezifferung liegt nicht vor, weil für den Bestandsstandort im 

Investorenwettbewerb kein wertbares Angebot eingegangen ist; derartige 

Aufwendungen hätten sich ihrerseits auf die künftige Miethöhe ausgewirkt. 

Darüber hinaus ist die technische und kaufmännische Hausverwaltung im 

Nebenkostenansatz der neuen Liegenschaft enthalten, bei den 

Bestandsliegenschaften dagegen nicht. Ebenfalls nicht enthalten ist der zur 

Auflösung der bestehenden Belegungsdichte erforderliche zusätzliche 

Flächenbedarf. 

Die Kostendifferenz zwischen den Bestandsliegenschaften und der neuen 

Liegenschaft ist danach nicht als Preisunterschied für eine gleichartige Leistung zu 

lesen. Sie beziffert den Abstand zwischen einem Zustand, der die Anforderungen 

des Raum- und Funktionsprogramms nicht erfüllt, und einer Liegenschaft, die diese 

Anforderungen erfüllt. 

Der Vergleich wird gleichwohl ausgewiesen, weil er die für den Kreishaushalt 

maßgebliche Veränderung gegenüber dem gegenwärtigen Aufwand abbildet. Er 

beantwortet die Frage nach der Haushaltswirkung; die Frage nach der 

Wirtschaftlichkeit des Angebots wird durch die erste Vergleichsdimension 

beantwortet. 

b) Grundlagen der Berechnung 

Zeitbezug und Indexierung 

Sämtliche Werte sind auf das Jahr 2030 bezogen. Die Werte der 

Bestandsliegenschaften für das Jahr 2026 wurden mit einer jährlichen Indexierung 

von 1,8 Prozent fortgeschrieben. Für die Betrachtung über die Festmietzeit werden 

Gebäudemiete, Archivmiete sowie Neben- und Betriebskosten einheitlich mit 

derselben jährlichen Rate indexiert. 

Der Ansatz von 1,8 Prozent entstammt der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung und 

entspricht der durchschnittlichen jährlichen Mietsteigerung in Gießen in den Jahren 
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2018 bis 2024 nach den Marktdaten des RIWIS-Systems. Er ist eine 

Prognoseannahme und nicht die vertraglich vereinbarte Wertsicherung. 

Flächenbereinigung 

Das Liebig-Quartier umfasst mit 18.797 Quadratmetern Bürofläche rund 7,9 Prozent 

mehr Fläche als das Referenzgebäude mit 17.420 Quadratmetern. Um gleiche 

Leistungsumfänge miteinander zu vergleichen, wird das Angebot rechnerisch um 

diesen Anteil vermindert ausgewiesen. Der Vergleich enthält deshalb zwei 

Ergebnisse: eines für das Angebot in der tatsächlich angebotenen Größe und eines 

für das flächenbereinigte Angebot. Die Archivfläche bleibt hierbei unverändert. 

Instandhaltung und Instandsetzung 

Die Instandhaltung obliegt nach dem Mietvertragsentwurf grundsätzlich dem 

Vermieter. Der Landkreis beteiligt sich nur an bestimmten Gemeinschafts- und 

technischen Anlagen, und zwar mit höchstens 3 Prozent der Jahresmiete für 

Instandhaltung und Instandsetzung zuzüglich höchstens 1 Prozent für die 

Instandhaltung von im Mietvertrag näher bestimmten Anlagen. Erneuerung und 

Austausch von Hauptkomponenten bleiben stets beim Vermieter. Bezogen auf die 

Jahresmiete von 4.137.023,39 Euro entsprechen die Höchstbeträge 124.110,70 Euro 

und 41.370,23 Euro, zusammen 165.481 Euro. 

Es handelt sich hierbei um eine Deckelung, nicht um eine Pauschale. Abgerechnet 

werden darf ausschließlich der tatsächlich angefallene Aufwand; liegt dieser unter 

dem Höchstbetrag, ist auch nur der geringere Betrag umlagefähig. Der Ansatz von 

165.481 Euro bildet daher nicht den zu erwartenden, sondern den höchstmöglichen 

Aufwand ab, nämlich die vollständige Ausschöpfung beider Höchstbeträge.  

Die Höchstbeträge werden über die Festmietzeit voraussichtlich nicht gleichmäßig 

ausgeschöpft. Viele der baulichen und technischen Anlagen der Liegenschaft sind zu 

Mietbeginn neu errichtet oder vollständig saniert. In den ersten Betriebsjahren ist 

deshalb kein nennenswerter Instandhaltungs- und Instandsetzungsaufwand zu 

erwarten; hinzu tritt der Gewährleistungsvorrang laut Mietvertragsentwurf, wonach 

jede Kostenbeteiligung des Landkreises ruht, solange Baumängel gegenüber den 

Bauunternehmen durchsetzbar sind.  

Zugrunde gelegt wird daher, dass die Instandhaltung ab dem sechsten Vertragsjahr 

und die Instandsetzung ab dem elften Vertragsjahr anfällt. Bei den unter die 

Instandsetzung fallenden Gemeinschafts- und technischen Anlagen, etwa der 

Heizungsanlage oder den Aufzügen, entsteht ein Erneuerungsbedarf erst nach 

längerer Nutzungsdauer. Erneuerung und Austausch von Hauptkomponenten 

verbleiben zudem ohnehin beim Vermieter. 

Da die Belastung damit über die Laufzeit ansteigt, wird für die 

Vergleichsrechnungen eine Mischkalkulation über die zwanzigjährige Festmietzeit 

gebildet und als gleichbleibender Jahresbetrag ausgewiesen: Bei vollständiger 

Ausschöpfung beider Höchstbeträge ab dem ersten Vertragsjahr beliefe sich der 

Aufwand über zwanzig Jahre auf 3.309.619 Euro. Die Mischkalkulation liegt bei 

1.861.660 Euro. Werden beide Reihen zusätzlich mit 1,8 Prozent jährlich indexiert, 

ergeben sich 3.941.643 Euro gegenüber 2.380.593 Euro. Der auf den Preisstand 

2030 zurückgerechnete gleichbleibende Jahresbetrag beliefe sich dann indexiert auf 

119.029,63 Euro. Da die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung für das Referenzgebäude 

keine Instandhaltungskosten vorsieht, wurde dort zur Herstellung der 

Vergleichbarkeit derselbe Betrag angesetzt. 



- 19 - 

 

/20 

Für die Bestandsliegenschaften ist eine entsprechende Betrachtung nicht 

sachgerecht, da es sich um über Jahrzehnte genutzte Gebäude handelt. Der dort 

angesetzte Wert von 290.594 Euro beruht auf den tatsächlichen Aufwendungen der 

Jahre 2022 bis 2025 und wurde mit einer jährlichen Indexierung von 1,8 Prozent 

fortgeschrieben. Er umfasst Wartung und Instandsetzung gleichermaßen und fällt 

vom ersten Jahr an in voller Höhe an. 

Neben- und Betriebskosten 

Die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung legt für die typischerweise anfallenden 

Betriebskosten einen Kennwert von 2,50 Euro je Quadratmeter Nutzfläche und 

Monat zugrunde. Dieser umfasst Wärme und Heizung, Strom für Allgemeinbereiche 

und Gebäudebetrieb, Wasser- und Abwasserkosten, die Wartung technischer 

Anlagen einschließlich Aufzugs-, Brandschutz- und Lüftungsanlagen, 

Reinigungsleistungen für Allgemeinflächen, Hausmeister-, Winterdienst- und 

Grünpflegeleistungen sowie Entsorgungs- und sonstige Bewirtschaftungskosten. 

Nicht enthalten sind Kältekosten, Instandhaltungs- und Instandsetzungskosten. 

Zur Berücksichtigung der Kältekosten wurde der Kennwert auf 3,50 Euro je 

Quadratmeter und Monat angehoben. Dieser Ansatz entspricht dem unteren Bereich 

der von Drees & Sommer für technisch aufwendigere Gebäude genannten 

Größenordnung von 3,00 bis 4,00 Euro und wurde bewusst konservativ gewählt. Für 

das Referenzgebäude ergibt sich daraus ein Betrag von 814.299 Euro jährlich. 

Für den Vergleich mit den Bestandsliegenschaften bleiben die Kältekosten der neuen 

Liegenschaft in Höhe von 144.387,79 Euro jährlich unberücksichtigt, da die 

Bestandsliegenschaften über keine Kälteanlage verfügen. Der für diesen Vergleich 

maßgebliche Ansatz beträgt danach 558.940,21 Euro. Für den Vergleich mit dem 

Referenzgebäude sind die Kältekosten dagegen auf beiden Seiten enthalten, da der 

dortige Kennwert von 3,50 Euro je Quadratmeter und Monat sie einschließt. 

Nach dem Mietvertragsentwurf sind die Betriebskosten nach der 

Betriebskostenverordnung umlagefähig. Die Verwaltungskostenpauschale beträgt 

abschließend 2 Prozent der Jahresmiete.  

Die Neben- und Betriebskosten der neuen Liegenschaft belaufen sich nach der 

Prognose auf 703.328 Euro jährlich. Davon entfallen 82.740,47 Euro auf die 

Verwaltungskostenpauschale. Weitere 170.124 Euro entfallen auf Versicherungen 

und Wartungskosten und sind aus Vergleichswerten abgeleitet. 

Einmalige Vergünstigungen 

Das Angebot enthält einmalige Vergünstigungen in Höhe von insgesamt 

3.322.839,97 Euro. Da diese nur zu Beginn der Mietzeit anfallen, werden sie für den 

Jahresvergleich rechnerisch gleichmäßig auf die Festmietzeit von zwanzig Jahren 

verteilt; dies entspricht 166.142 Euro jährlich. 

Position Betrag Art 

Mietfreie Zeit im ersten Quartal 2030 1.034.255,84 € direkte Ersparnis 

Mietfreie Zeit bis zum Jahresende 2029 1.463.584,13 € indirekte Ersparnis 

Übernahme des vorhandenen Inventars 650.000,00 € indirekte Ersparnis 

Übernahme der Photovoltaikanlage 175.000,00 € indirekte Ersparnis 

Summe 3.322.839,97 €  

rechnerisch je Jahr der Festmietzeit 166.142 €  
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c) Vergleich mit dem Referenzgebäude 

Das Referenzgebäude ist ein gebildeter Vergleichsmaßstab, der die Kostenparameter 

der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung auf eine einheitliche Bezugsfläche anwendet.  

Jahresbetrachtung 

Position Referenzgebäude Liebig-Quartier Liebig-Quartier 

flächenbereinigt 

Bürofläche 17.420 m² 18.797 m² 17.420 m² 

Kaltmiete Bürofläche p. 

a. 

3.722.511 € 4.048.875,95 € 3.752.269,99 € 

Archivfläche 1.500 m² 1.632 m² 1.632 m² 

Kaltmiete Archivfläche p. 

a. 

72.000 € 88.147,44 € 88.147,44 € 

Instandhaltung p. a.  119.029,63 € 119.029,63 € 110.495,74 € 

Neben- und 

Betriebskosten p. a. 

814.299 € 703.328 € 655.921 € 

Einmalige 

Vergünstigungen 

– – 166.142 € –166.142 € 

Gesamtkosten p. a. 4.727.839,63 € 4.793.239,02 € 4.440.692,17 € 

Differenz zum 

Referenzgebäude 

0 € + 65.399,39 € – 287.147,46 € 

Vergleichswert 100,0 % 101,4 % 93,9 % 

Sämtliche Beträge bezogen auf das Jahr 2030. Die Neben- und Betriebskosten 

enthalten auf beiden Seiten die Kältekosten. Die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 

setzt für das Referenzgebäude keine Stellplatzkosten an, sodass die Position nicht 

Bestandteil der ausgewiesenen Gesamtkosten ist. 

Die Gesamtkosten belaufen sich auf 4.793.239,02 Euro jährlich. Sie liegen damit um 

65.399,39 Euro oder 1,4 Prozent über dem Referenzgebäude. Das Angebot umfasst 

dabei 1.377 Quadratmeter mehr Bürofläche als der Vergleichsmaßstab. 

Flächenbereinigt belaufen sich die Gesamtkosten auf 4.440.692,17 Euro jährlich. Sie 

liegen damit um 287.147 Euro oder 6,1 Prozent unter dem Referenzgebäude. 

Auf der Ebene des Quadratmeterpreises beträgt der Kaltmietzins für die Bürofläche 

im Referenzgebäude 17,81 Euro je Quadratmeter und Monat, im Angebot 17,95 

Euro. Die Abweichung beträgt 0,14 Euro je Quadratmeter und Monat oder 0,8 

Prozent. 

Die Instandhaltung ist in dieser Übersicht auf beiden Seiten mit der Mischkalkulation 

angesetzt, da die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung für das Referenzgebäude keinen 

eigenen Wert vorsieht und dort derselbe Betrag übernommen wurde. Der Ansatz 

wirkt sich auf das Ergebnis nicht aus: Auch bei vollständiger Ausschöpfung der 

Höchstbeträge auf beiden Seiten beträgt der Vergleichswert des Angebots 101,4 

Prozent und flächenbereinigt 93,9 Prozent. In der Betrachtung über die Festmietzeit 

bleibt die Instandhaltung auf beiden Seiten außer Ansatz, da die 

Wirtschaftlichkeitsuntersuchung sie nicht enthält. 
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Betrachtung über die Festmietzeit 

Position (20 Jahre, 

indexiert) 

Referenzgebäude Liebig-Quartier 

flächenbereinigt 

Differenz 

Gebäudemiete 88.667.679,01 € 89.376.517,90 € + 708.838,89 € 

Archivmiete 1.714.991,01 € 2.099.612,04 € + 384.621,03 € 

Neben- und 

Betriebskosten 

19.396.057,37 € 15.623.591,89 € – 3.772.565,48 € 

Zwischensumme 109.778.727,39 € 107.099.721,83 € – 2.679.005,56 € 

Einmalige 

Vergünstigungen 

– – 3.322.839,97 € – 3.322.839,97€ 

Gesamtkosten 20 Jahre 109.778.727,39 € 103.776.881,86 € – 6.001.845,53 € 

Vergleichswert 100,00 % 94,53 % – 5,47 % 

 

Über die Festmietzeit von zwanzig Jahren liegt das Angebot damit um 6.001.846 

Euro oder 5,47 Prozent unter dem Kostenwert der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung.  

Zur Einordnung ist darauf hinzuweisen, dass die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung für 

die Investitionskostenindikation eine Genauigkeit von plus/minus 30 Prozent angibt 

und die Mietansätze für nicht vertraglich unterlegte Objekte auf Marktdaten und 

Erfahrungswerten beruhen. Der Vergleich belegt daher, dass sich das Angebot 

innerhalb des kalkulierten Rahmens bewegt. 

d )  V e r g l e i c h  m i t  d e n  B e s t a n d s l i e g e n s c h a f t e n  

Der Vergleich mit den Bestandsliegenschaften erfolgt nach der oben dargestellten 

Systematik. Die Kältekosten der neuen Liegenschaft bleiben unberücksichtigt, da die 

Bestandsliegenschaften über keine Kälteanlage verfügen. 

Position (Werte 

2030) 

Bestandsliegenschaften Liebig-Quartier 

ohne 

Kältekosten 

Differenz 

Bürofläche 20.318 m² 18.797 m² – 1.521 m² 

Kaltmiete Bürofläche 

p. a. 

2.750.840 € 4.048.875,95 € + 1.298.035,95 € 

Archivfläche 3.395 m² 1.632 m² – 1.763 m² 

Kaltmiete 

Archivfläche p. a. 

85.987 € 88.147,44 € + 2.160,44 € 

Instandhaltung p. a. 290.594 € 119.029,63 € – 171.564,37 € 

Neben- und 

Betriebskosten p. a. 

581.477 € 558.940 € – 22.537 € 

Zwischensumme 3.708.898 € 4.814.993,02€ + 1.106.095,02 € 

Einmalige 

Vergünstigungen 

– – 166.142  € – 166.142 € 

Gesamtkosten p. a. 3.708.898 € 4.648.851,02 € + 939.953,02€ 

nachrichtlich: 

Stellplatzmiete 

171.997 € 390.360 € + 218.363 € 

Die Neben- und Betriebskosten der neuen Liegenschaft sind ohne die Kältekosten von 

144.387,79 Euro ausgewiesen; einschließlich dieser Position belaufen sie sich auf 
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703.328 Euro. Die Instandhaltung der neuen Liegenschaft ist mit der 

Mischkalkulation angesetzt, die der Bestandsliegenschaften mit dem tatsächlichen 

Durchschnittswert. Die Stellplatzmiete des Liebig-Quartiers ist als Bruttobetrag 

einschließlich Umsatzsteuer ausgewiesen. 

Die Mehrbelastung gegenüber den Bestandsliegenschaften beträgt danach 

939.953,02 Euro jährlich. Sie geht ausschließlich auf die Kaltmiete zurück, die sich 

um rund 1,3 Mio. Euro erhöht. Die Bewirtschaftungskosten aus Instandhaltung sowie 

Neben- und Betriebskosten vermindern sich demgegenüber um 194.101 Euro 

jährlich, von 872.071 Euro auf 677.970 Euro. 

Bei der Bewertung dieser Differenzist darüber hinaus zu berücksichtigen, dass die 

Bestandsliegenschaften insgesamt 20.318 Quadratmeter Büro- und 3.395 

Quadratmeter Archivfläche, zusammen 23.713 Quadratmeter, umfassen. Das Liebig-

Quartier umfasst insgesamt 20.429 Quadratmeter. Trotz weniger angemieteter 

Fläche können die im Bestand bestehenden räumlichen Defizite behoben werden. 

Allein zur Auflösung der bestehenden Belegungsdichte und angespannten 

Raumsituation wäre im Bestand ein zusätzlicher Flächenbedarf von rund 700 

Quadratmetern zu decken. Dieser Betrag ist in den ausgewiesenen Bestandskosten 

nicht enthalten. 

e )  M i e t -  u n d  N e b e n k o s t e n  i m  B e s t a n d  u n d  i n  

d e r  n e u e n  L i e g e n s c h a f t  

Die nachfolgende Gegenüberstellung weist den tatsächlich zu erwartenden Aufwand 

für Miete, Bewirtschaftung und Stellplätze im Bestand und in der neuen Liegenschaft 

aus. Sie unterscheidet sich insoweit von der Vergleichsrechnung unter Buchstabe d), 

als die Kältekosten der neuen Liegenschaft hier enthalten sind; für die Darstellung 

des Haushaltsaufwands sind sie zu berücksichtigen, für den Kostenvergleich mit 

dem Bestand dagegen nicht. Sämtliche Werte beziehen sich auf das Jahr 2030. 

Gesamtübersicht 

Position (Werte 

2030) 

Bestandsliegenschaften Liebig-Quartier Differenz 

Kaltmiete 

Büroflächen 

2.750.840 € 4.048.875,95 € + 1.298.035,95 € 

Kaltmiete 

Archivflächen 

85.987 € 88.147,44 € + 2.160,44 € 

Zwischensumme 

Kaltmiete 

2.836.827 € 4.137.023,39 € + 1.300.196,39 € 

Neben- und 

Betriebskosten 

581.477 € 703.328 € + 121.851 € 

Instandhaltung und 

Instandsetzung 

290.594 € 119.029,63 € – 171.564,37 € 

Zwischensumme 

Bewirtschaftung 

872.071 € 822.357,63 € – 49.713,37 € 

Summe ohne 

Stellplätze 

3.708.898 € 4.959.381,02 € + 1.250.483,02 € 

Stellplatzmiete 171.997 € 390.360 € + 218.363 € 

Gesamtsumme 3.880.895 € 5.349.741,02 € + 1.468.846,02 € 
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Büro- und Archivmieten umsatzsteuerfrei nach § 4 Nr. 12 Buchstabe a UStG; 

Stellplatzmieten einschließlich Umsatzsteuer. Die anteiligen einmaligen 

Vergünstigungen von 166.142 Euro jährlich sind nicht berücksichtigt. 

Die Kaltmiete erhöht sich um 1.300.196,39 Euro jährlich. Die 

Bewirtschaftungskosten vermindern sich demgegenüber um 49.713 Euro jährlich, 

obwohl die neue Liegenschaft über eine Kälteanlage verfügt und die 

Bestandsliegenschaften nicht. Ursächlich hierfür ist der um 171.564 Euro geringere 

Instandhaltungs- und Instandsetzungsaufwand bei sanierten beziehungsweise neu 

errichteten Gebäuden. 

Von den Neben- und Betriebskosten der neuen Liegenschaft entfallen 144.387,79 

Euro auf die Kältekosten. Diese Position hat im Bestand keine Entsprechung. Ohne 

sie belaufen sich die Neben- und Betriebskosten auf 558.940 Euro und liegen damit 

um 22.537 Euro unter dem Ansatz der Bestandsliegenschaften. Die 

Bewirtschaftungskosten insgesamt vermindern sich in dieser Betrachtung um 

194.101 Euro jährlich. 

Nach den Eckpunkten des Mietvertrags setzt die Mietzahlung einheitlich am 1. Apri l  

2030 ein, unabhängig vom Zeitpunkt der Übergabe der einzelnen Gebäude. Die 

Instandhaltungskosten sind ab dem 1. Januar 2030 geschuldet, die Betriebs- und 

Nebenkosten jeweils ab der Übergabe des einzelnen Gebäudes. 

Unter Berücksichtigung, dass die Mietzahlung erst am 1. April 2030 einsetzt, ergibt 

sich daraus folgender Ansatz: 

Position Haushaltsjahr 

2030 

ab 2031 jährlich 

Kaltmiete Büro- und Archivflächen  3.102.767,55 € 4.137.023,39 € 

Neben- und Betriebskosten 703.328 € 703.328 € 

Instandhaltung und Instandsetzung  119.029,63 € 119.029,63 € 

Stellplatzmiete  390.360 € 390.360 € 

Gesamtaufwand 4.315.485,18 € 5.349.741,02 € 

Preisstand 2030. Für das Jahr 2030 ist die mietfreie Zeit von 1.034.255,84 Euro 

berücksichtigt. Ab dem Jahr 2031 tritt die vertragliche Wertsicherung hinzu; sie ist 

in den Beträgen nicht enthalten. 

f )  Z u s a m m e n f a s s u n g  

Gegenüber dem Referenzgebäude liegt das Angebot in der angebotenen Größe um 

1,4 Prozent darüber und flächenbereinigt um 6,1 Prozent darunter. Über die 

Festmietzeit von zwanzig Jahren beträgt die Unterschreitung 6.001.846 Euro oder 

5,47 Prozent. 

Gegenüber den Bestandsliegenschaften entsteht bei einheitlicher Betrachtung ohne 

Kühlung eine jährliche Mehrbelastung von 939.953,02 Euro auf dem Preisstand des 

Jahres 2030. Sie geht ausschließlich auf die Kaltmiete zurück, die sich um 

1.300.196,39 Euro erhöht. Die Bewirtschaftungskosten vermindern sich 

demgegenüber um 194.101 Euro jährlich.  

Die Bestandsliegenschaften bilden keinen gleichwertigen Vergleichsmaßstab. Die 

geringeren Kosten korrespondieren mit einem geringeren Leistungsumfang, einem 

höheren Flächenbedarf und Kostenanteilen, die an anderer Stelle des Kreishaushalts 

anfallen.  



- 24 - 

 

/25 

Der Haushaltsaufwand einschließlich der Kältekosten, der Stellplatzmieten und der 

gleichmäßig auf die Festmietzeit verteilten Instandhaltung beläuft sich für das Jahr 

2030 auf 4.315.485,18 Euro und ab dem Jahr 2031 auf 5.349.741,02 Euro jährlich, 

jeweils zuzüglich der vertraglichen Wertsicherung.  

Der Wirtschaftlichkeitsnachweis wird durch den Vergleich mit dem Referenzgebäude 

geführt. Nach dem Ergebnis dieses Vergleichs liegt das verhandelte Angebot im 

Rahmen des vor Eröffnung des Investorenwettbewerbs unabhängig ermittelten 

Kostenmaßstabs der Wirtschaftlichkeitsberechnung. 

8. Einmalige Umsetzungskosten 

Die nachfolgend dargestellten einmaligen Umsetzungskosten können zum jetzigen 

Zeitpunkt nur überschlägig ermittelt werden. Die Beträge sind daher als 

Größenordnung zu verstehen, die der Haushaltsplanung eine Orientierung gibt und 

im Zuge der weiteren Vorbereitung zu konkretisieren sind. Bezüglich der 

anstehenden Beschaffungen von Mobiliar und IT-Komponenten ist beabsichtigt, 

diese bereits jetzt auf die künftige Nutzung auszurichten, sodass sich der 

eigentliche Umstellungsaufwand zum Zeitpunkt des Bezugs verringern könnte. 

Büroausstattung 

Für die Ausstattung der Arbeitsplätze fallen keine flächendeckenden 

Neubeschaffungskosten an. Einerseits verfügt die neue Liegenschaft bereits über 

eine moderne Ausstattung für 350 Arbeitsplätze, die durch Vermittlung des 

Vermieters kostenfrei vom Vormieter übernommen werden können. Für die übri gen 

Arbeitsplätze ist aktuell geplant, das vorhandene Mobiliar der Kreisverwaltung zu 

übernehmen. Aufgrund der Anforderungen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes 

hat die Kreisverwaltung ihr Büromobiliar in den vergangenen Jahren fortlaufend 

erneuert, sodass der für den Umzug infrage kommende Bestand den Anforderungen 

an ergonomische Arbeitsplatzausstattung entsprechen wird. Beschaffungen, die in 

den nächsten Jahren ohnehin anstehen, werden zudem bereits auf die künftige 

Nutzung ausgerichtet.  

Neu zu beschaffen ist jedoch ergänzendes Mobiliar, das sich unmittelbar aus dem 

neuen Arbeitsplatzkonzept ergibt und im Bestand keine Entsprechung hat, z.B. 

Schließfächer für den persönlichen Stauraum, Ergänzungsmobiliar, Akustik- und 

Sichtschutzelemente sowie Ausstattung für die Aufenthaltsbereiche. Hierfür wird mit 

Kosten von rund 500.000 Euro gerechnet. 

Umzugskosten 

Die Umzugskosten wurden auf der Grundlage des voraussichtlichen Bedarfs 

kalkuliert. Für den Umzug der Büroausstattung, Besprechungsräume, sonstige 

Möbel und Umzugsgut wurden rund 335.000 Euro ermittelt. Für den Umzug des 

Archivguts inklusive der Regale wurde ein Kostenansatz von rund 165.000 Euro 

ermittelt. Der Kostenansatz für das Archivgut ist davon abhängig, wie sich der 

Aktenbestand durch archivgerechte Aktenvernichtung und ersetzende 

Digitalisierungsprozesse in den nächsten drei Jahren reduzieren wird. Darüber 

hinaus werden vorsorglich 50.000 Euro als Rückbau- und Entsorgungskosten 

angesetzt.  

In der Summe belaufen sich die überschlägigen Umzugskosten auf rund 550.000 

Euro.  
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IT-Kosten                                                                                                           

Weiterhin zu betrachten ist der Mehraufwand, der sich durch eine temporäre 

Doppelnutzung von IT-Strukturen ergibt. Neuanschaffungen sind hier zu planen für 

den Aufbau der Netzwerkinfrastruktur, teilweise auch der Serverstrukturen und die 

Leitungsanbindung. Überschlägig ist hier von Kosten in Höhe von 400.000 Euro für 

die Serverinfrastruktur sowie 650.000 Euro für die Netzwerkinfrastruktur 

auszugehen, so dass bezüglich der IT-Kosten mit rund 1.050.000 Euro zu rechnen 

ist. Arbeitsplatzgebundene Hardwareanschaffungen sind nicht geplant, auch der 

Austausch von Notebooks erfolgt in dem Regelzyklus und ruft daher keine weiteren 

Kosten hervor. Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass für die effiziente 

Nutzung der zur Verfügung stehenden Räume künftig ein entsprechendes 

Buchungssystem erforderlich ist. Für dessen Einführung wird mit Kosten von rund 

50.000 Euro gerechnet.  

Die überschlägig ermittelten einmaligen Umsetzungskosten belaufen sich somit auf 

rund 2,15 Mio. Euro.  

9. Synergie- und Bündelungseffekte einer zentralen Liegenschaft  

Die Zusammenführung der Kreisverwaltung an einem Standort wirkt über den 

Vergleich der Miet- und Bewirtschaftungskosten, die im vorherigen Teil dargestellt 

wurden, hinaus. Sie führt zu Effekten, die den Kreishaushalt dauerhaft entlasten und 

die sich auf drei Ursachen zurückführen lassen: Erstens werden Leistungen, die 

bisher an jedem der vier Standorte einzeln vorgehalten oder beauftragt werden 

mussten, künftig nur noch einmal benötigt. Zweitens ist statt vier 

Gebäudekomplexen nur noch einer zu betreuen und dieser befindet sich darüber 

hinaus in einem sanierten beziehungsweise neu errichteten Zustand. Drittens lässt 

sich das Arbeitsplatzkonzept, das in den Bestandsliegenschaften aktuell nicht 

umsetzbar ist, in der neuen Liegenschaft von Beginn an verwirklichen. Hieraus 

folgen ein geringerer Flächenbedarf und geringere arbeitsplatzbezogene Kosten. 

Die nachfolgenden Ausführungen beziffern die Effekte, soweit dies belastbar 

möglich ist. Zudem werden Effekte benannt, die sich nicht in Beträgen ausdrücken 

lassen, gleichwohl aber zur Wirtschaftlichkeit beitragen.  

a )  W e g f a l l  p a r a l l e l e r  S t r u k t u r e n  a n  d e n  

N e b e n s t a n d o r t e n  

An den Nebenstandorten An der Automeile 18, Bachweg 1 und Ursulum 18b werden 

derzeit Leistungen vorgehalten, die an einem zentralen Standort nur einmal 

erforderlich sind. Das betrifft vor allem den Fuhrpark, mehrere Dienstleistungen und 

die Netzanbindung. 

Durch Einbindung der Nebenstandorte in den allgemeinen Fuhrpark am neuen 

Standort können Fahrzeuge effizienter genutzt werden. Weitere Einsparungen 

ergeben sich aus Leistungen, die bisher je Nebenstandort gesondert organisiert 

waren: Postdienst und IT-Vor-Ort-Support an jedem Standort, ein interner Fahrdienst, 

ein externer Postlieferservice zwischen Zentrale und Außenstellen, eine 

Sicherheitsfirma für Vor-Ort-Einsätze sowie die Netzanbindung über Richtfunk, VDSL 

und die Anbindung an die ekom21. Beim Postdienst und beim IT-Vor-Ort-Support 

hängt ein Teil der Kosten am Personal, das nicht entfällt, sondern anderen Aufgaben 

zugeordnet wird, sodass der Ansatz hier nur anteilig erfolgt. Bei Fahrdienst, 

Postlieferservice, Sicherheitsfirma und Netzanbindung entfällt der bisherige 

Aufwand für die drei Nebenstandorte dagegen weitgehend. Aus Fuhrpark, 

Postdienst, IT-Vor-Ort-Support, Fahrdienst, Postlieferservice, Sicherheitsfirma und 

Netzanbindung ergibt sich ein errechnetes jährliches Einsparpotential von 
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154.670,48 Euro, wovon 22.680,00 Euro auf Einspareffekte beim Fuhrpark und 

131.990,48 Euro auf Einspareffekte durch die Bündelung in einer Liegenschaft 

entfallen.  

b )  G e r i n g e r e r  I n s t a n d h a l t u n g s -  u n d  

I n s t a n d s e t z u n g s a u f w a n d  

Der Instandhaltungsaufwand vermindert sich, wie bereits zuvor dargestellt, aus zwei 

Gründen: Zum einen ist künftig nur noch ein Gebäudekomplex zu betreuen statt vier 

über das Stadtgebiet verteilter Liegenschaften. Zum anderen befinden sich die 

baulichen und technischen Anlagen der neuen Liegenschaft zu Mietbeginn in 

saniertem beziehungsweise neu errichtetem Zustand. 

Für das Liebig-Quartier werden 119.029,63 Euro jährlich für die 

Instandhaltungskosten angesetzt. Dieser Betrag ist die Mischkalkulation aus den 

vertraglich vereinbarten Höchstbeträgen. Für die Bestandsliegenschaften werden 

290.594 Euro angesetzt, der auf den Preisstand 2030 fortgeschriebene Durchschnitt 

der tatsächlichen Aufwendungen der Jahre 2022 bis 2025. Die Reihe der 

Bestandsliegenschaften wird nachfolgend mit 1,8 Prozent jährlich bis Ende 2049 

fortgeschrieben. Beim Liebig-Quartier ist die Indexierung bereits im Wert der 

Mischkalkulation enthalten, der deshalb als gleichbleibender Jahresbetrag 

ausgewiesen wird: 

 Liebig-

Quartier 

Bestandsliegenschaften Differenz 

Ansatz 2030 119.029,63 € 290.594 € – 171.564,37 € 

Wert im Jahr 2049 119.029,63 € 407.844 € – 288.814,37 € 

Kumuliert 2030 bis 

2049 

2.380.593 € 6.921.751 € – 4.541.158 € 

 

Über die Festmietzeit ergibt sich damit rechnerisch ein um rund 4,54 Millionen Euro 

geringerer Aufwand.  

c )  F l ä c h e n r e d u z i e r u n g  

Die Zusammenführung an einem Standort und das Arbeitsplatzkonzept wirken bei 

der Fläche zusammen. Zum einen stellt der Landkreis künftig nur noch 75 Prozent 

der heutigen Arbeitsplätze bereit. Zum anderen entfallen Flächen, die bisher an 

jedem Standort gesondert vorgehalten werden mussten. Weiterhin werden die 

bislang getrennt geführten Archivbestände zusammengeführt und zugleich durch 

Digitalisierung und archivgerechte Aktenvernichtung verringert. 

Trotz der Flächenreduzierung erhalten alle Organisationseinheiten die für ihre 

Aufgaben notwendigen Räumlichkeiten. Zugleich werden bestehende Defizite 

behoben: fehlende Besprechungs- und Aufenthaltsräume, fehlende flexible 

Raumstrukturen und die fehlende räumliche Nähe zwischen zusammenarbeitenden 

Organisationseinheiten. Die bislang zusätzlich angemieteten Liegenschaften lassen 

sich aufgeben; die damit verbundenen Mieten, Betriebskosten und 

Instandhaltungsrisiken entfallen. Langwierige Einzelsanierungen im laufenden 

Betrieb werden für die Beschäftigten wie für die Bürgerinnen und Bürger vermieden. 
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d )  E f f e k t e  d e s  A r b e i t s p l a t z k o n z e p t s  

Das Arbeitsplatzkonzept ist in den Bestandsliegenschaften aktuell ohne Umbau- und 

Sanierungsmaßnahmen nicht umsetzbar. Mit der Umsetzung an einem neuen 

Standort sind Einsparpotentiale in Bezug auf die Zahl der vorzuhaltenden 

Arbeitsplätze verbunden. Diese sinkt bei einer Desk-Sharing-Quote von 0,75 von 

900 auf 675. 

Grundlage der Berechnung ist die KGSt-Pauschale für die Kosten eines Arbeitsplatzes 

von 4.455 Euro jährlich in der engen Abgrenzung „Miete und Betrieb“. Da diese 

Pauschale Kaltmiete und Nebenkosten in einem Wert zusammenfasst, wird auf B asis 

eines marktüblichen Nebenkostenanteils von rund 20 Prozent ein Betrag von 891 

Euro je Arbeitsplatz und Jahr angesetzt. Für die Möblierung wird von einem 

Anschaffungswert von rund 2.700 Euro je vollständig ausgestattetem Arbeitsplatz 

ausgegangen, der nach den amtlichen Abschreibungstabellen über dreizehn Jahre 

linear abgeschrieben wird. 

Hinzu tritt ein Anteil der IT-Kosten. Grundlage ist die in der kommunalen Praxis auf 

Basis der KGSt-Systematik verwendete IT-Pauschale von 3.450 Euro je Arbeitsplatz 

und Jahr, die Hardware, Software, Schulungskosten sowie zentrale und dezentrale 

Leistungen für Betrieb und Pflege abdeckt. Der Landkreis Gießen stellt seit Jahren 

von tischgebundener Hardware auf mobile Komponenten um. Diese Umstellung wird 

mit dem Umzug abgeschlossen sein, sodass jede Mitarbeiterin und jeder Mitarbeiter 

unabhängig vom Desk-Sharing das zugeordnete Notebook behält. Der geräte- und 

mitarbeiterbezogene Teil der Pauschale sinkt deshalb nicht. Reduziert wird 

ausschließlich die arbeitsplatzgebundene Infrastruktur – Netzwerkanschlüsse, 

Monitore, Docking-Stationen sowie der anteilige Vor-Ort-Support –, die mit der Zahl 

der vorzuhaltenden Arbeitsplätze und nicht mit der Zahl der Mitarbeitenden skaliert. 

In Anlehnung an eine vereinfachte Aufteilung wird angenommen, dass etwa 20 

Prozent der IT-Pauschale, also 690 Euro je Arbeitsplatz und Jahr, hierauf entfallen. 

Dieser Wert beruht auf einer Schätzung und nicht auf einem für die Pauschale 

gesondert ausgewiesenen Betrag. 

Position Ansatz je 

Arbeitsplatz 

Bei 225 

Arbeitsplätzen 

Büromöblierung 207,69 € 46.730,77 € 

Arbeitsplatzgebundene IT-Infrastruktur 690,00 € 155.250,00 € 

Zwischensumme 897,69 € 201.980,77 € 

 

e )  F e s t e r  T a g u n g s o r t  f ü r  d e n  K r e i s t a g  

Die neue Liegenschaft verfügt über einen Sitzungs- und Veranstaltungssaal, der 

auch für die regelmäßigen Sitzungen des Kreistages genutzt werden kann. Ein fester 

Tagungsort erlaubt es, Unterlagen und Technik vor Ort vorzuhalten. Zudem 

entfallen Fahrtwege der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Hieraus resultiert ein 

geschätztes jährliches Einsparpotential von rund 6.000 Euro.  

f )  N i c h t  b e z i f f e r t e  E f f e k t e  

Über die vorstehend bezifferten Positionen hinaus wirkt die Zentralisierung an 

Stellen, die sich nicht belastbar in Beträgen ausdrücken lassen. Sie sind gleichwohl 

zu benennen, weil sie die Wirtschaftlichkeit über die Vertragslaufzeit mit 

beeinflussen. 
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Wegezeiten zwischen den Standorten 

Die Verteilung auf vier Standorte erfordert heute regelmäßige Fahrten zwischen den 

Liegenschaften: für den internen Post- und Kurierverkehr, für IT-Einsätze vor Ort 

sowie für Termine und Abstimmungen zwischen Fachdiensten an unterschiedlichen 

Standorten. Diese Wegezeiten sind bezahlte Arbeitszeit, die an einem zentralen 

Standort für die eigentliche Aufgabenerledigung zur Verfügung steht. 

Koordinationsaufwand 

Die Zusammenlegung von Organisationseinheiten nach ihrem 

Zusammenarbeitsbedarf verkürzt Abstimmungswege innerhalb der Verwaltung. 

Fachübergreifende Vorgänge, die heute über mehrere Standorte hinweg zu 

koordinieren sind, lassen sich an einem Ort bearbeiten. 

Vermiedene Einzelsanierungen 

Eine Ertüchtigung der Bestandsliegenschaften müsste im laufenden 

Verwaltungsbetrieb erfolgen und wäre über mehrere Jahre mit Einschränkungen 

sowie mit Auslagerungsbedarf verbunden. Dieser Aufwand entfällt. 

g )  Z u s a m m e n f a s s u n g  d e r  E f f e k t e  

Effekt Jährlich 20 Jahre nominal 

Wegfall paralleler Strukturen an den 

Nebenstandorten 

154.670 € 3.093.410 € 

Geringerer Instandhaltungs- und 

Instandsetzungsaufwand 

171.564 € 4.541.158 € 

Vermiedene Möblierung 46.731 € 934.615 € 

Arbeitsplatzgebundene IT-Infrastruktur 155.250 € 3.105.000 € 

Fester Tagungsort für den Kreistag 6.000 € 120.000 € 

Summe 534.215 € 11.794.183 € 

Der Instandhaltungsvorteil ist mit 1,8 Prozent jährlich fortgeschrieben; die übrigen 

Positionen sind nominal auf dem Preisstand 2030 ausgewiesen. Die anteiligen 

Nebenkosten der entfallenden Arbeitsplätze sind nicht enthalten, um eine 

Doppelerfassung mit dem Abschnitt zu den Neben- und Betriebskosten zu 

vermeiden. Die unter Buchstabe f) genannten Effekte sind nicht beziffert. 

Die Zusammenführung an einem Standort bietet für den Kreishaushalt somit ein 

rechnerisches jährliches Entlastungspotential von 534.215 Euro. Davon sind 

171.564 Euro (geringerer Instandhaltungs- und Instandsetzungsaufwand) bereits in 

den Kostenvergleichen unter Nr. 7 d) und e) berücksichtigt. Das darüber 

hinausgehende, zusätzlich kassenwirksame Entlastungspotential beträgt 362.651 

Euro. 

10. Gesamtergebnis 

Für den Landkreis Gießen besteht mit Blick auf die Ende 2029 auslaufenden 

Mietverträge der angemieteten Liegenschaften sowie baulicher und funktionaler 

Defizite der Bestandsliegenschaften eine Handlungsnotwendigkeit, sodass ein 

ergebnisoffener Investorenwettbewerb gestartet wurde. 

Das Angebot der KL Projekt GmbH, Sandusweg 11, 35435 Wettenberg, erziel te im 

Rahmen des Wettbewerbs die höchste Wertung und stellt im Vergleich zu den 

anderen eingegangenen Angeboten das wirtschaftlichste Angebot für den Landkreis 

dar. Auch mit Blick auf die im Vorfeld des Investorenwettbewerbs angefertigte 
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Wirtschaftlichkeitsberechnung kann die Wirtschaftlichkeit des Angebotes bestätigt 

werden. Die Entscheidung muss gleichwohl unter Berücksichtigung der aktuellen 

Haushaltslage getroffen und die unterschiedlichen Faktoren gut miteinander 

abgewogen werden, da die Anmietung Haushaltsmittel über zwei Jahrzehnte bindet.  

Für die finale Ausgestaltung der Mietverträge und die abschließenden 

Vertragsverhandlungen mit der KL Projekt GmbH beauftragt der Kreistag den 

Kreisausschuss. Ein Entwurf des Mietvertrags in Gestalt weit gediehener 

Verhandlungen liegt mittlerweile vor und wurde verhandlungsbegleitend durch eine 

externe, auf Immobilienrecht spezialisierte Rechtsanwaltskanzlei geprüft.   

 

 

 

Finanzielle Auswirkungen: 

Die finanziellen Auswirkungen des Standortwechsels bestehen aus drei 

Bestandteilen: dem laufenden Aufwand für die neue Liegenschaft, den einmaligen 

Kosten der Umsetzung und den dauerhaften Synergieeffekten der 

Zusammenführung an einem Standort. Sie werden nachfolgend getrennt 

ausgewiesen und abschließend zusammengeführt. Sämtliche Beträge beziehen sich, 

soweit nicht anders angegeben, auf den Preisstand des Jahres 2030. 

 

a )  L a u f e n d e r  A u f w a n d  f ü r  d i e  n e u e  

L i e g e n s c h a f t  

Nach den Eckpunkten des Mietvertrags setzt die Mietzahlung einheitlich am 1. Apri l  

2030 ein. Für das Jahr 2030 sind damit neun Monatsmieten zu entrichten.  

Position Haushaltsjahr 2030 ab 2031 jährlich 

Kaltmiete Büro- und Archivflächen  3.102.767,55 € 4.137.023,39 € 

Neben- und Betriebskosten 703.328 € 703.328 € 

Instandhaltung und Instandsetzung 119.029,63 € 119.029,63 € 

Stellplatzmiete  390.360 € 390.360 € 

Laufender Aufwand 4.315.485,18 € 5.349.741,02 € 

Für das Jahr 2030 ist die mietfreie Zeit mit einem Betrag in Höhe von 1.034.255,84 

Euro berücksichtigt. Ab dem Jahr 2031 tritt die vertragliche Wertsicherung hinzu; 

sie ist in den Beträgen nicht enthalten. 

b )  S y n e r g i e e f f e k t e  

Die Zusammenführung an einem Standort bietet Entlastungspotential für den 

Kreishaushalt:  

Effekt Betrag jährlich 

Wegfall paralleler Strukturen an den Nebenstandorten 154.670 € 

Büromöblierung 46.731 € 

Arbeitsplatzgebundene IT-Infrastruktur 155.250 € 

Fester Tagungsort für den Kreistag 6.000 € 

Kassenwirksame Synergieeffekte 362.651 € 

nachrichtlich: geringerer Instandhaltungsaufwand 171.564 € 
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Der geringere Instandhaltungsaufwand von 171.564 Euro ergibt sich bereits aus 

dem Vergleich mit den Bestandsliegenschaften und wird hier nur nachrichtlich 

ausgewiesen, um eine doppelte Anrechnung zu vermeiden. 

c )  E i n m a l i g e  U m s e t z u n g s k o s t e n  u n d  

V e r g ü n s t i g u n g e n  

Für Umzug, ergänzendes Mobiliar und IT-Infrastruktur entstehen einmalige Kosten, 

die sich in den Haushaltsjahren 2029 und 2030 auswirken werden. Ein wesentlicher 

Teil der aufgeführten Kosten ist dem Finanzhaushalt zuzuordnen. 

Position Betrag 

Ergänzendes Mobiliar 500.000,00 € 

Umzug der Büroausstattung, Möbel und des sonstigen 

Umzugsguts sowie Rückbau- und Entsorgungskosten 

385.000,00 € 

Umzug des Archivguts einschließlich der Regale 165.000,00 € 

IT-Serverinfrastruktur 400.000,00 € 

IT-Netzwerkinfrastruktur 650.000,00 € 

Buchungssystem für die Raumnutzung 50.000,00 € 

Einmalige Umsetzungskosten 2.150.000,00 € 

 

Zu berücksichtigen sind ebenfalls die einmaligen Vergünstigungen, die im Zuge der 

Verhandlungen erreicht werden konnten: 

Position Betrag Art 

Mietfreie Zeit im ersten Quartal 2030 1.034.255,84 € direkte Ersparnis 

Mietfreie Zeit bis zum Jahresende 2029 1.463.584,13 € indirekte 

Ersparnis 

Übernahme des vorhandenen Inventars 650.000,00 € indirekte 

Ersparnis 

Übernahme der Photovoltaikanlage 175.000,00 € indirekte 

Ersparnis 

Summe 3.322.839,97 €  

 

Für das Haushaltsjahr 2030 sind Mittel in voraussichtlicher Höhe von 4.315.485,18 

Euro zu veranschlagen, ab dem Haushaltsjahr 2031 betragen die jährlichen Kosten 

voraussichtlich 5.349.741,02 Euro zuzüglich einer möglichen Anpassung im 

Rahmen der vertraglichen Wertsicherung. Die einmaligen Umsetzungskosten in 

Höhe von 2.150.000 Euro sind in den Haushaltsjahren 2029 und 2030 

bereitzustellen. Die geschätzten kassenwirksamen Synergieeffekte in Höhe von 

362.651 Euro jährlich wirken sich kostenmindernd bei den entsprechenden 

Haushaltsansätzen aus.  

Folgekosten: 

Jährlich 5.349.741,02 Euro einschließlich der Neben- und Betriebskosten, der 

Instandhaltung und der Stellplatzmieten, jeweils zuzüglich der Anpassung nach der 

vertraglichen Wertsicherung. 
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Sonstiges/Bemerkungen: 

Nicht öffentliche Anlage zur Vorlage: Aktuelle Fassung des Mietvertragsentwurfes  

 

 

 

Mitzeichnung: 

 

Fachdienst Bauen     

  Thorsten Becker   

Organisationseinheit  Sachbearbeiter  Leiter/in der 

Organisationseinheit 

     

     

 

 

    

Landrätin  Erster 

Kreisbeigeordneter 

 Hauptamtlicher 

Kreisbeigeordneter 

 

 

Zustimmungsvermerk/Sichtvermerk: 

 

 

 

 

Beschluss des _______________________ 

vom:  

Die Vorlage wird – mit Zusatzbeschluss -  

genehmigt - nicht genehmigt - zurückgestellt 

 

Zur Beglaubigung 
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